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Gegenwärtige und zukünftige Mitwirkung der Vermessungs-

und Katasterbehörden bei

städtebaulidren Sanierungs- und Entwicldungsmaßnahmen *)

Von MinisterialratDr.-lng. K o n s t a n z e r,
Nds. Ministerium des Innern, Hannover

l. S&wcrpunktarbeiten derVermessungs- und Katasterbehörden

Die Vermessungs- und Katasterverwaltung hat in den vergangenen 20 Jahren auf
vermessungstedrnisdrem Gebiet das Vermessungs- und Kartenwerk weitgehend neu-
gesaltet. Durdr den Auf- und Ausbau des Polygonpunktfeldes wurde die Grrmdlage
dafür gesdraffen, daß jede Vermessung in den allgemeinen Rahmen einbezogen
werden kann. Die Ordnung des Messungszahlenwerks und in Verbindung damit das

Anlegen und Führen von Vermessungsrissen liefern einen übersidrtlidren Zahlen-
nadrweis. Das Flurkartenwerk erhält in der einheitlidren Rahmenkartö in wenigen
Standardmaßstäben eine Forrn, die für die Fortführung und die Verwendung durdr
andere Stellen, vor allem audr als Unterlage für die Bauleitplanungr gut geeignet ist.

Den Bedürfnissen der Planung dient audr die Deutsdre Grundkarte, die als Grund-
riß, von einigen wenigen Flädren abgesehen, fast vollständig und mit Höhendar-
stellung irnmerhin ftu 25 olo der Landesflädre vorliegt. Die Katasterämter sind im
beträdrtlidren Maße in die Aufgaben der Landesvermessung eingesdraltet, indem
sie z. B. bei der [Iberwadrung und Erhaltung des Festpunktfeldes und bei der Fort-
führung der l,andeskarten mitwirken. Die zunehmenden Aufgaben zu bewältigen,
war bei fast gleidrbleibender Personalstärke nur möglidr durdr die Entwiddung und
Anwendung wirtsdraftlidrer Verfahren und den Einsatz neuzeitlidrer leistungsfäihiger
Geräte. In dieser Hinsidrt hat die 1960 begonnene Datenverarbeitung viel zur Lei-
stungsstei gerun g bei getragen.

2. Die Auswirkungen des Bundesbaugesetzes

De Aufgaben, die durdr das Bmdesbaugesetz vom 23. 6. 60 verstärkt aufgetreten
sind, umfassen die Bereitstellung von Unterlagen für die Bauleitplanung, d. h. von
Flurkarten für den Bebauungsplan und von Deutsdren Grundkarten für den Flädren-
nutzungsplan. Einen erheblidren Umfang haben die Arbeiten zur Ermittlung von
Grundstüd<swerten und von Ridrtwerten nadr dem 7. Teil des Bundesbaugesetzes
angenommen. Die Bodenordnung, die die Umlegung und Grenzregelung umfaßt,
hat in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen. De Umlegung tritt
in zwei Formen auf, als Ersdrließungsumlegung oder als Umlegung zur Neugestaltung
der Grundsttid<e. In beiden Fällen kommt es darauf an, unbebaute und bebaute
Crundstüd<e in der \7eise neu zu ordnen, daß Grundstüd<e entstehen, die nadr Lage,
Form und GröIle für die baulidre und sonstige Nutzu4g zwed<mäßg gestaltet sind.
An diesen Aufgaben sind die Vermessungs- und Katasterbehörden in zunehmendem
Maße beteiligt. Die Verordnung über die Bildung von Umlegungsaussdrüssen sowie

') Abschnitt 3 nadr Ausführungen von MiuRat Redding, Referent im Nieders. Sozialministerium.
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über das Vorverfahren in Umlegungs- und Grenzregelungsangelegenheiten vom

14. 12. 1961 sdreibt vor, daß ein Mitglied des Umlegungsaussdrusses die Befähigung

zum höheren vermessungsted'rnisdren Verwaltungsdienst haben und ein Mit-
glied Sadrverständiger für die Bewertung von Grundstüd<en sein muß. Die Ver'
ä"rrungr- und Katasterbehörden sind häuffg in die vermessungstedrnisdren Arbeiten
eingesdaltet, die bei der Durdr,führung der Bodenordnungsmaßnah_men anfallen,
peihalb war die Fortbildungstagung vom 14.-18.12. 1970 der Behandlung von

redrtlidren, tedrnisdren und Verfahrensfragen der Bodenordnung gewidmet. Die
Teilnehmer an der Tagung sollten dabei die Aufgaben der Bodenordnung nidrt nur
aus der augenblidclidren Situation sehen, sondern zugleidr audr die künftige Ent'
widdung beadrten, soweit sie sidr bereits übersehen Iäßt.

3. Der Entwurf des Städtebauförderungsgesetzes

3.1. Zielvorstellungen

Im Entwurf eines Gesetzes über städtebaulid're Sanierungs- und Entwiddungsmaß'
nahmen in den Gemeinden (Städtebauförderungsgesetz) sind die Vorstellungen für
die zukünftige Enrwiddung der Gemeinden niedergelegt. Das Problem und dessen

Lösung können nidrt besser dargestellt werden als durdr wörtlidre §Tiedergabe der
Ausführungen im Vorblatt zum Gesetzentwurf der Bundesregierung (Bundestags-

drud<sadre VI/510):

,,A. Problem
De Vorstellungen von den inneren Reformen unserer Gesellsdraft erfordern eine
Verbesserung aller Umweltbedingungea, insbesondere der gebauten Unr,welt. Der
immer sdmeller fortsdrreitende §Tandel der Umwelt- und Lebensverhältnisse auf
sozialern, wirtsdraftlidrem und tedrnologisdrem Gebiet madrt audr eine planvolle
städtebaulidre Sanierung und Entwiddung der Gemeinden notwendig. Im engen
Zusamrnenhang mit Raumordnung, Strukturverbesserung, regionaler §Tirtsdrafts-
förderung undVerkehrsplanung mürren die Städte und DOrfer so erneuert, erweitert
oder neu gestaltet werden, daß sie modernen Lebensverhältnissen entspredren und
den künftigen Aufgaben gewadrsen sind.

B. Lösung
De praktisdren Erfahrungen haben zu der Erkenntnis geführt, daß die Vorsdriften
des geltenden Städtebauredrts nidrt ausreidren, um Sanierungs- und Entwiddungs-
maßnahmen zügig durdrzuführen. Es ist daher unerläßlidt, uflter entspredrender
Ergänzung und Fortentwiddung des Städtebauredrts ein auf die Besonderheiten der
städtebaulidren Sanierung und Entwid<lung abgestelltes materiell und verfahrens-
redrtlidres.lnstrumentarium zu sdraffen. Hierbei soll das natürlidre Spannungsver-
hältnis zwisdren Freiheit und Bindung des Grundeigentums im Bereidr städtebau-
lidrer Maßnahmen durdr einen wohl abgewogenen Ausgleidr zwisdren den Inter-
essen der Allgemeinheit und denen der betroffenen Eigentümer überbrüd<t werden.
Dabei sind die Interessen der Eigenttim,er zu wahrdn und zugleidr ist siöerzustellen,
daß durdr die von der Allgemeinheit veranlaßten und weitgehend ffnanzierten Maß-
nahmen niemand einen ungeredrtfertigten Vorteil erlangt. Es ist vorgesehen, daß sidr
der Bund im Rahmen des Artikels 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes durdr Finanz-
hilfen an der Fiqanzierung der Sanierungs- und Entwid<lungsmaßnahmen beteiligt.
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D. Kosten
Der Bund wird durdr die Ausführung des Gesetzes mit Kosten belastet. In der mittel-
fristigen Finanzplanung ist ein Bindungsrahmen in Höhe von 450 Millionen DM
für die Zeitvon 1971 bis 1973 vorgesehen. Die Beträge sollen als Finanzhilfen nadr
Artikel 104 a Abs. 4 GG den Ländern gewährt werden."

Das Stjidtebauförderungsgesetz soll also die redrtlidren, organisatorisdren und
ffnanziellen Voraussetzungen für die städtebaulidren Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmen sdraffen. Folgende Ubedegungen seien herausgegriffen'

3.2. Dte Sozialpfi&tigkeit des Eigentums

De grundlegende Aufgabe, das gegenwärtige Bodenredrt zu reformieren, wird sidt
nidrt im Rahmen des Städtebauförderungsgesetzes erreidren lassen. Dieses Gesetz
ist ein Vorlärder, es greift jedodr sdron weit stärker in die privaten Befugnisse der
Gnmdstüd<seigentümer ein als das Bundesbaugesetz. In dem natürlidren Spannungs-
verhältnis zwisdren der Freiheit und der Bindung des Grundeigentums (Art. 14

Abs. 1 und 2 des Grundgesetzes) wird eine Akzenwerlagerung zwisdren der privaten
Funktion des Eigenturns und seiner Sozialpflidrtigkeit eintreten, in der die sozialen
Bindungen des Eigentums stärker zum Ausdrud< kommen, soweit gemeinnützige,
allgemeine und wirtsdraftspolitisdre Zwed<e erreidrt werden sollen. Dies gilt vor
allem für Sanierungsgebiete.

Das Gesetz sieht hinsidrtlidr der redrtlidren Möglidrkeiten ein umfangreidres Instru-
mentarium für die Durdrsetzung der Sanierungsmaßnahmen vor, wie z. B. Abbrudr-
gebot, Baugebot, Modernisierungsgebot, Bereinigung oder Aufhebung von Miet-
und Padrwerhältnissen. Um städtebaulidre Mißstände zu beseitigen, kann unter
erleidrterten Bedingungen enteignet werden. Der Entwurf des Städtebauförderungs-
gesetzes hebt sidr vom Bundesbaugesetz insofern ab, als in diesem die städte-
baulidre Ordnung sidr zunädrst auf die Planung und gewisse Ordnungsmaßnahmen
besdrränkt, die an strenge Regeln und an den Ansprudr des Eigentümers gebunden
sind, für das eingebradrte Grundstüd< grundsätzlidr wieder ein Grundstüd< zugeteilt
zu bekommen.

3.3. Organisatorisüe Fragen

Im Städtebauförderungsgesetz sind audr organisatorisdre Fragen zu lösen. Die
meisten Gemeinden werden mit den vorhandenen Kräften nidrt in der Lage sein, die
Aufgaben zu erfüllen. Enrweder muß der Personalbestand erweitert werden oder
die Gemeinden werden auf qualiffzierte Träger verwiesen, die diese Aufgabe über-
nehmen können (Sanierungsträger). Audr die Eigentümer sollen sidr zusammen-
süließen können und sidr eines Sanierungsbetreuers bedienen dürfen. Der Bund
soll sidl mit ,,erheblidren Mitteln" an der Förderung beteiligen, audr das [.and soll
dazu beitragen. Die Förderung wird also immer eine Gemeinsdraftsleistung darstellen.

3.4. Modellvorhaben

In Nedersadrsen ist in den letzten Jahren eine Reihe von Modellvorhaben (etwa 30)
eingeleitet worden mit dern Zie\ Ertahrungen zu sammeln, sowohl in redrtlidrer
Beziehung, d. h. um zu erfahren, was an redrtlidten Instrumenten erforderlidr ist,
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wie audr hinsiütlidr der organisatorisdren Bewältigung der Aufgabe, z. B. Durdr-
führung durdr Gemeinden, durdr Träger oder durdr Verbindung mit Hodrsdrul-
instituten und anderen wissensd'raftlidren Einridrtungen, evtl. audr durdr vertrag'
lidre Vereinbarungen mit freisdraffenden Planern oder Planergruppen. Die Modell-
vorhaben untersdteiden sidt in der Problemstellung, sie umfassen z. B. städtisdre

Sanierungsgebiete oder bezwed<en die Verbessung der Verkehrssituation oder die
Beseitigung minderwertiger Bebauung. Die Erneuerungsmaßnahmen im ländlidren
Raum stellen andere Probleme, z. B. die Verbesserung der Agrarstruktur durdr
Aussiedlung, durdr Flurbereinigung und andere Maßnahmen.

3.5. Verfahren und Umfang der Förderung

Die Förderung ist ein langanhaltender Prozeß, dessen Ablauf nadr der Höhe der zur
Verfügung stehenden Mittel gesteuert werden muß. Man kann 4 Phasen der Förde-
rung untersdreiden:

Die Planungs- und Untersudrungsp,hase, in der das Vorhaben z. B. durdr
Untersudrungen über die wirtsdraftliche Ertragskraft, durdr die Bestands-
aufnahme hinsidrtlidr der vorhandenen Betriebe und \flohnungen als Grund-
lage für die Enrwiddung einer neuen städtebauliüen Konzeption und durdr
die Erklärung der Bezusdrussung durdr Bund und Land vorbereitet wird.

Die Ordnungsphase, in der möglidrst viele Grundstüd<e aus privater Hand
durdr Erwerb, Vorkaufsredrt oder Enteignung in das Eigentum der Gemeinde
oder des Trägers überfährt werden sollen. Sie werden nadr einer Zwisdren-
zeit wieder afuegeben mit befristeten Auflagen z. B. Bebauung von inner-
halb 2 Jahren. Diese Lenkungs- und Steuerungsmöglidrkeit aus dem Eigentum
ist sehr viel wirksamer und eleganter als Zwangsmaßnahmen. Dazu wurden
Darlehensmittel vom Bund und Zinsverbilligungsmittel vom land bereit-
gestellt. Edrte bodenordnende Maßnahmen sind hierbei nidrt erfordedidr
gewesen.

In der nädrsten Phase müssen die sogenannten unrentierlidren Kosten auf-
gebradrt werden, die im Zusammenhang mit den Sanierungsmaßnahmen ent-
stehen: die Entsdrädigungen für Gebäudesubstanzverluste, die eigentlidren
Abbrudrkosten, die Umsetzungskosten und dergl.

Es folgt die Phase der §Tiederbebauung, in der der \Tohnungsbau mit öffent-
Mitteln gefördert wird.

Im Landeshaushalt bzw. im Landesentwiddungsplan ist für die ersten 5 Jahre die
Förderung von je 10ü) §(ohnungen, für die folgenden 5 Jahre von je 2000 \[oh-
nungen vorgesehen. Beim Inkrafttreten des Städtebauförderungsgesetzes wird das
Volumen erweitert werden müssen. Die Modellvorhaben sind in versdriedener Hin-
sidrt gestreut. Da eine große Anzahl von Gemeinden im Hinbli& auf das Gesetz
sanierungsmaßnahmen vorbereitet, werden evtl. Prioritäten zu bestimmen sein.

3.5. Vertabs&tlpfung

Der Entrrurf des Städtebauförderungsgesetzes untersdreidet zwisdren städtebaulidren
Sanierungsmaßnahmen und' städtebaulidren Entwiddungsmaßnahmen. [rtztere
dienen im wesentlidren zur verwirklidrung der ziele der Raumordnung und [,andes-
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planungen. In Niedersadrsen wird voraussidrtlidr die Beseitigung städtebaulidrer Miß-
stände im Vordergrund stehen. Bei den Sanierungsmaßnahmen untersdreidet der
Enrwurf zwisdren Ordnungs- und Baumaßnahmen. Dese Untersdteidung ist vor
allem im Hinblid< auf die Finanzierung der einzelnen Maßnahmen von Bedeutung.

Für die unrentiedid'ren Kosten, die z. B. bei der Vorbereitung der Sanierung, bei der
Untersudrung der baulidren Mißstände, bei wesentlidren Teilen der Bodenordnungs-
maßnahmen anfallen, muß die Gemeinde aufkommen. Deshalb muß redrtzeitig ein
tlberblid< über den entstehenden Finanzierungsbedarf gewonnen werden. Zur
Finanzierung der Kosten der Ordnungsmaßnahmen sollen die Eigentümer bis zu dem
Betrage herangezogen werden, um den sidr der §üert ihrer Grundstüd<e durdr die
Maßnahmen erhöht.

3.7. Bisherige Erfahrungen

De Erfahrungen bei der Durdrftihrung von Modellvorhaben bestätigen,. daß die
Grundsätze des Gesetzentwurfs zu akzeptieren sind. Die Durdrführung der städte-
baulidren Erneuerungsmaßnahmen ist eine kommunale Aufgabe.

Die Gemeinden sind nidrt in der Lage, diese Aufgaben ffnanziell zu bewältigen,
eine Beteiligung des Bundes und des Landes an den Kosten ist daher erforderlid'r.
Audr sind die Gemeinden in der Regel personell nidrt so ausgestattet, daß sie die
erfordedid'ren Maßnahmen mit eigenen Kräften durdrführen könnten. Deshalb
werden sie durdr vertraglid,e Vereinbarung geeignete Unternehmen zur Dsrdr-
führung der Aufgaben, soweit sie nidt hoheitlidrer Art sind, heranziehen.

a. Sdrlußfolgerungen

Die planvolle Nutzung des Grund und Bodens erfordert auf dem Gebiet des Städte-
baus in immer größerem Umfang Enfwid<lungs- und Sanierungsmaßnahmen. Bei
ihrer Durdrsetzung sind Bodenordnungsmaßnahmen durdrzuführen. Die Ermittlung
von Grundstüd<swerten, die in den vergangenen Jahren einen beadrtlidren Umfang
erreidrt hat, wird in größerem Maße anfallen, wenn §Terterhöhungen abgesdröpft
und die nodr nidrt klar umrissenen Vorstellungen zur Bodenreform realisiert werden.
Dabei kann es sidr als notwendig erweisen, differenziertere Bewertungsverfahren zu
entruid<eln. Die Frage, ob der Bodenwert sidr weiterhin am Verkehrswert auszuridr-
ten hat oder ein 

"rrä.rer 
Bezugspunkt zugrunde gelegt, d. h. der § 141 BBauG ge-

ändert wird, stellt sidl z. B. bei Entsd'rädigungsfragen, wenn Nutzungsmöglidrkeiten
entzoger werden.

Für eine Novellierung des Bundesbaugesetzes bleibt ohnehin zu prüfen, was in den
Bereidren der Planung und Bewertung änderungsbedürftig ist.

Verteilungsfragen in der Umlegung

VonVermessungsdirektorDr.Theo G e r ar dy, KatasteramtHannover

Die für die Verteilung in der Umlegung maßgeblidren Bestimmungen sind in den

§§ 55-58 BBauG enthalten. Idr halte es für zwed<mäßig, die Verteilungsfragen in
der Reihenfolge zu behandeln, wie sie im Gesetz angesprodren worden sind.
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§55

,,Umlegungsmasse und Verteilungsmasse

(1) Die irn Umlegungsgebiet gelegenen Grundstüd<e werden nad'r ihrer Flädre redr-

nerisdl zu einei Masse vereinigt (Umlegungsmasse)'

(2) Aus der Umlegungsnusse sind vorweg die Flädren, die nadr dem Be'r ruungsplan

als Ortlidre Verkehrsfladren und Grünflädren festgesetzt sind, auszusdteiden und der

Gemeinde oder dem sonstigen Ersdrließungsträger zuzuteilen; dies gilt ftir Grün'
flädren nur insoweit, als sie überwiegend den Bedürfnissen der Bewohner des Um-
legungsgebietes dienen sollen.

(3) Mit der Zuteilung ist die Gemeinde oder der sonstige Ersd'rließtrngsträger für von
iLnen in die Umlegungsmasse eingeworfene örtlid,e Verkehrsflädten und Grünflädren

insoweit abgefundenfak nadl din Festsetzungen des Bebauungsplanes Flädren für
die in Absatz 2 genannten Zwed<e benötigt werden.

(4) Die verbleibende Masse ist die Verteilungsmasse.

(5) Sonstige Flädren, für die nadr dem Bebauungsplan eine Nutzung für öffentlidre
Zwed<e feitgesetzt ist, können ausgesdrieden und dem Bedarfs- oder Ersdrließgngs-
tfäger zuge6ilt werden, wenn dieser geeignetes Ersatzland, das audr außerhalb des

umlegungsgebietes liegen kann, in die verteilungsmasse einbringt. Die llmlegungs-
stelleiolfvon dieser Befugnis Gebraudr madren, wenn dies zur alsbaldigen Durdl-
führung des Bebauungsplanes zwed<mäßig ist."

Es ergibt sidr daraus 
'

1. Die Sumrne der im Umlegungsgebiet belegenen Grundstüd<sfläd,en bildet die
Umlegungsmasse.

2. Von der Umlegungsmasse sind die örtlidren Verkehrs' und Grünflädren, die der
Bebauungsplan ausweist, abzuziehen; was übrig bleibt, ist die Verteilungsmasse.

3. Sonstige Fläd'ren für öffentlidre Zwed<e, also im allgemeinen Gemeinbedarfs-
flädren, können nur zugeteilt werden; wenn geeignetes Ersatzland, sei es inner-
halb oder außerhalb des Umlegungsgebietes gelegen, zur Verfügung gestellt
wird.

Diese letztere Forderung wirft besonders bei Ersdrließungsumlegungen besondere
Probleme auf, wenn die Gemeinde kein Ersatzland besitzt. Soll man das im Bebau-
ungsplan als Gemeinbedarfsfläd,e ausgewiesene Grundstüd< einem Umlegungs-
beteiligten zuteilen, von dem es die Gemeinde oder der Bedarfsträger freihändig
oder im §ü'ege der Enteignung erwirbt? Das würde ohne Zweifel eine Benadrteiligung
für denjenigen bedeuten, dem das Grundstüd< zugeteilt wird, denn ihm wird die
freie §flahl genommen, rnit dem Grundstüd< zu verfahren, wie es ihm am günstigsten
und wirtsdraftlidrsten ersdreint. Es wird sidr audr immer Streit darüber erheben,
warurn dieses Grundstüd< gerade diesem Umlegungsbeteiligten zugeteilt wurde und
nidrt einem anderen. Ein soldres Verfahten würde dem Sinn und Zwed< der Um-
legung audr widerspredren. Durdr die Umlegung soll ja gerade erreidrt werden,
daß die Bebauung irn Sinne des Bebauungsplanes ermöglidrt wird. §7enn daher die
Umlegung die Regelung von Fragen, die mit dem Bebauungsplan unmittelbar zu-
sammenhängen, den Beteiligten überlassen würde, hätte sie ihren Auftrag nidrt er-
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fü1lt. Hier klafft offenbar eine Lüd<e im Gesetz, die idr nidrt auszufüllen vermag.
In der Praxis führt das dazu, daß audr soldre Umlegungen na& dem Flädrenmaß-
stab durchgeführt werden, die ihrem '§7'esen nach unbedingt nadl dem §Tertmaß-
stab durchgeführt werden müßten. M. E. wäre der für alle Beteiligten gangbarste §7eg
der, solche Flädren zu Lasten der Flädrenabffndungen der übrigen Umlegungs-
beteiligten dem Bedarfsträger zuzateilen, allerdings mit der Maßgabe, daß die An-
redrnung in Geld - die ja in diesem Falle die allein mögliche ist - aul den Zeit-
punkt der Zuteilung abzustellen wäre, während im übrigen hinsidrtlidt der Preis-
höhe auf den Zeitpunkt des Umlegungsbesdrlusses abzustellen ist. Id'r würde zum
mindesten eine derartige Regelung in dem Rahmen für zulässig halten, in dem die
Erfüllung des Zuteilungsansprudrs aus tedrnisdren Gründen überhaupt variabel ist;
nicht jedeno Umlegungsbeteiligten kann ja genau entspredrend seinem Ernwurf ein
Zuteilungsgrundstüd< gegeben werden, vielmehr wird sidr diese Zuteilung immer
in gewissen Grenzen vom Sollanspruch unterscfieiden. In diesen Grenzen würde
idr eine Zuteilung von Gemeinbedarfsflädren für unbedenklidr halten.

§56
,,Verteilungsmaßstab

(1) Für die Erredrnung der den beteiltigten Grundeigentümern an der Verteilungs-
masse zustehenden Anteile (Sollansprucl,) ist entweder von dem Verhältnis der
Fladren oder dem Verhältnis der \[erte auszugehen, in dem die früheren Grund-
stücke vor der umlegung zueinander gestanden haben. Der Maßstab ist von der um-
legungsstelle nadr pflidrtmäßigem Ermessen unter geredrter Abwägung der Inter-
essen der Beteiligten je nadr Zwed<mäßigkeit einheitlidr zu besrimmen.

(2) Sind alle Beteiligten einverstanden, so kann die Verteilungsmasse audr nadr einem
anderen Maßstab aufgeteilt werden. "

Der Flädrenmaßstab dürfte im allgemeinen nur dann in Frage kommen, wenn bei den
Einwurfsgrundstüd<en, wie bei den Zuteilungsgrundstiicken keine ins Gewidrt fallen-
den §ürertunterschiede vorkommen. Das wird;m allgemeinen bei Sanierungsumlegun-
gen dann der Fall sein, wenn das Gebiet eine einhäitliche Struktur besitzt und auch
nadr der umlegung behält. Bei Ersdrließungsumlegungen ist der Fläd'renmaßstab
dann anwendbar, wenn das Rohbauland, das eingeworfen wird, einheitlidren §7ert
besitzt, und wenn audr die Zuteilungsgrundstüd<e untereinander etwa gleidrwertig
sind. Untersdriede in den Gesdroßfläd'renzahlen (CFZ) müssen nidrt von vorn-
herein bedeuten, daß Vertuntersdriede bestehen; in vielen ländlidlen und klein-
städtisdren Gemeinden werden Baugrundstüd<e ohne Rüd<sid-rt auf zulässige und
möglidre Bebauung nadr einem einheitlichen Preis gehandelt. §7o das so ist, dürfen
audr bei der Umlegung rVertuntersdriede nidrt theoretisch konstruiert werden. In
allen Fällen aber, wo bereits bei den Einwurfsgrundstüd<en oder aber bei den Zu-
teilungsgrundstüd<en rüfertuntersdriede auftreten, bleibt m. E. keine andere §[ahl,
als nadr dem §Tertmaßstab umzulegen. Aus den bereits gesdrilderten Gründen
neigen die Umlegungsstellen dazu, den Flädrenmaßstab zu bevorzugen. Um die
auftretenden Probleme zu bewältigen, greift man zu gewagten redrtlid'ren Konstruk-
tionen, was u. a. dazv führt, daß \Wertuntersdriede in bestimmter §7eise berüd<-
sidrtigt werden. Das §7esen der Umlegung nadr dem Flächenmaßstab besteht aber
dodr darin, daß der §7ert der Grundstüd<e keine Rolle spielen soll, idt halte es
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daher für unzulässig, den Flädrenmaßstab audr dort anzuwenden, wo faktisdr

§fertuntersdriede voiüanden sind. Mit Zustimmung aller Umlegungsbeteiligten kann

audr ein anderer Verteilungsmaßstab angewandt werden. Bei einer Sanierungsum'

legung wäre es z. B. dann, wenn im Innern des Baublodcs durdr die umlegung wei-

teie B-auflädren ersd{ossen werden, zwar zulässig aber sid,erlidr unbillig, die Flädren

für die Ersdrließungsanlagen aus der Umlegungsmasse zu entnehmen, weil auf diese

§7eise die Eigentümer dir bereits ersdrlossenen Grundstücke ebenfalls beitragen

müßten. Aus äiesem Grunde ist es bei mandren Umlegungen in Niedersadrsen mit
Zustimmung der Beteiligten üblidr, aud'r bei der Umlegung.nadr dem Flädrenmaß-

stab den Flädrenabzug nur bei den Grundstücken vorzunehmen, die von der Er-

sdrließung Vorteil habän. Bei diesen Grundstüd<en wird also die eingeworfene Flädre

um den Flädrenabzug gemindert, bevor die Einwurfswerte berechnet werden.

§57
,,Verteilung nadr \Terten

Geht die Umlegungsstelle von dem Verhältnis der §7erte aus, so wird die Verteilungs'
masse in dem Verkiltnis verteilt, in dem die zu berüd<sidrtigenden Eigentümer an der

Umlegung beteiltig sind. Jedem Eigentümer ist möglidrst ein Grundstüd< mit dem
gleidrän Verkehrswert zuzuteilen, den sein früheres Grundstüd< im Zeitptrnkt.des
ümlegungsbesd'rlusses hatte. Für die zuzuteilenden Grundstüd<e ist der Verkehrs-
wert, bezogen auf den Zeitpunkt des Umlegungsbesdrlusses, zu ermitteln. Dabei
sind \(ertänderungen, die durdr die Umlegung bewirkt werden, zu berüd<sidrtigen'
Untersdriede zwisdren den so ermittelten Verkehrswerten sind in Geld auszu-

gleidren."

§7enn der §7ert der Verteilungsmasse erheblidr höher ist als der §7ert der Einwurfs-
massef was bei Ersdrließungsumlegungen in aller Regel der Fall sein wird, besteht
ein sdreinbarer §ü'idersprudr zwisdren den beiden ersten Sätzen dieses Paragraphen.
§üenn nämlidr in diesem Falle jedem Eigentümer nur Grundstüd<e im gleidren \7ert
wie seine Einwurfsgrundstücke zugeteilt würden, müßten erheblidre Flädren übrig
bleiben. §7as soll mit ihnen gesdrehen? Sollen sie der Gemeinde als Umlegungsvorteil
zugeteilt werden? Vom Sinn des Gesetzes her gesehen, geht in diesem Falle Satz 1

dern Satz 2 des Paragraphen vor, d. h. die gesamte Verteilungsmasse ist im Ver-
hältnis der Einwurfswerte auf die Eigentümer zu verteilen. Man berechnet dazu das

Verhältnis, in dem die Summe der Einwurfswerte und der rVert der Verteilungs-
masse zueinander stehen :

Zuteilungsquotient -
\Mert der Verteilungsmasse

Summe der Einwurfswerte

Dann ergibt sidr der Zuteilungsansprudr jedes einzelnen Grundstückseigentümers
aus:

Zuteilungsansprudr : \ü7ert des Einwurfs X Zuteilungsquotient

§58
,,Verteilung nadr Flädlen

(1) Geht die Umlegungsstelle von dem Verhältnis der Flädren aus, so hat sie auf
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Vedangen der Gemeinde von den eingeworfenen Grundstüd<en einen Flächenbeirag
in einern soldren Umfang abzuziehen, daß die Vorteile ausgeglidren werden, die
durdr die Umlegung erwadrsen. Der Fläd'renbeitrag darf in Gebieten, die erstmalig
ersdrlossen werden, nur bis zu 30 vom Hundert, in anderen Gebieten nur bis zu
10 vom Hundert der eingeworfenen Flädre betragen. Die Umlegungsstelle kann statt
eines Flädrenbeirages ganz oder teilweise einen entspredrenden Geldbeitrag er-
heben.

(2) Soweit ein Flädrenabzugftu Flädren im Sinne des § 55 Abs.2 den nadr Absatz 1

zulässigen Umfang übersteigt, ffndet ein Ausgleid'r in Geld statt.

(3) Kann das neue Grundstück nidrt in gleidrer oder gleidrwertiger Lage zugeteilt
werden, so sind dadurdr begründete §flertuntersdriede in Flädre oder Geld auszu-
gleichen.

(a) Für die Bemessung von Geldbeiträgen und Ausgleidrsleistungen sind die §üert-
verhältnisse im Zeipunkt des Umlegungsbesdrlusses maßgebend."

Der Flächenabzug darf also nur in Höhe des Umlegungsvorteils erfolgen, er darf
bestimmte Höd'rstsätze nidrt übersteigen. \[ie der Umlegungsvorteil, der sich bei der
Umlegung nadr dem §Tertmaßstab aus der Differenz zwisdren dem \7ert der Ver-
teilungsmasse und der Summe der Einwurfswerte ergibt, im Falle der Umlegung
nadr dem Flädrenmaßstab ermittelt werden soll, darüber gehen die Ansidrten aus-
einander. Idr besitze keine praktisdren Erfahrungen auf diesem Gebiet.

Ist der Flädrenabzug größer als die Flädren, die füröffentlidre Verkehrs- und Grün-
anlagen benötigt werden, können der Gemeinde die übersdrießenden Flädren ohne
Zweckbindung zugeteilt werden. Bei der Umlegung nadr dem rVertmaßstab ist eine
Zuteilung des Umlegungsvorteils in Land nidrt möglidr, hier kann der Ausgleidr
nur in Geld erfolgen, es sei denn, daß die Grundstüd<seigentümer auf Zuteilung von
Flädren verzidrten, weldre über die wertgleidre Zuteilung hinausgehen. Ni&t jeder
Eigentümer ist ja gewillt, beträdrtlidre Zuzahlungen zu leistenr wenn seine Zu-
teilungsgrundstüd<e einen höheren \ü/ert besitzen als die von ihm eingeworfenen
Grundsttid<e.

Es ist sehr viel darüber gesdrrieben und gestritten worden, ob man ,,straßenland-
beitragspflidrtig" oder ,,straßenlandbeitragsfrei" zuteilen solle, d. h. ob so zugeteilt
werden solle, daß bei der Beredrnung der Ersd-rließungsbeiträge der §(ert der ört-
lidren Verkehrs- und Grünflädren angesetzt werden kann oder nidt. Bei der Um-
legung nadr dem Flädrenmaßstab bilden die zugeteilten Flädren für die Verkehrs-
und Grünanlagen, wie ausgeführt, einen Teil des Umlegungsvorteils. In diesem
Falle also könnte man davon ausgehen, daß die Zuteilung straßenlandbeitrags-
pflidrtig erfolgt, so daß dle Gemelnde den 1ü7ert der zugeieilten Verkehrs- uid
Grünflädren bei der Beredrnung des Ersdrließungsaufwandes einbeziehen könnte.
Bei der Umlegung nadr dem §Tertmaßstab ist es praktikabler, straßenlandbeitrags-
frei zuzuteilen. Bei straßenlandbeitragsfreier Zuteilung werden die erforderlidren
Verkehrs- und Grünflädren unentgeltlidr zugeteilt; die Gemeinde bzw. der sonstige
Ersdrließungsträgers wird hierfür also nid,t im Umlegungsplan mit einem Geld-
betrag belastet. De Folge davon ist, daß die Gemeinde bei der Erhebung des Er-
sdrließungsbeitrages den \7ert dieser Flächen nidrt ansetzen kann, weil sie gemäß
§ 127 (1) BBauG einen Ersdrließungsbeitrag nur ,ztr Ded<ung des anderweitig nidrt
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geded«en Aufwandes für Ersdrließungsanlagen" erheben kann. Eine Anrechnung

fönnte allenfalls nur in dem UmfangJ erfoigen, als von der demeinde Verkehrs-

und Grünflädren in die Umlegung eingebradrt wurden.

§fenn in der Umlegung nadr dem §Tertmaßstab straßenlandbeitragsfrei zugeteilt

wird, so bedeutet da's, d-aß im §flert der Zuteilungsgrundstüd<e bereits ein Teil des

Ersdrließungsbeitrages enthalten ist. Daran muß man denken, wenn man den §7ert

der Zuteilu-ngsgrunästür:ke aus Kaufpreisen ableitet, die für voll ersdrließungsbei-

tragspflidrtige Örundstüd<e gezahlt wurden. §7ird der Ersdrließungsbeitrag jn der

beieffenden Gemeinde nad-r dem Flädrenmaßstab erhoben, erhält man den Betrag,

um den der Zuteilungswert über dem \ü'ert voll ersdrließungsbeitragspflidrtiger

Grundstüd<e liegen muß, indem man den §flert der Verkehrsflädren (als Rohbauland)

durch die Gesamtflädre der Verteilungsmasse teilt'

Der Erfolg einer Umlegung nach dem §Tertmaßstab hängt weitgehend von einer

sadrgeredrien Bewertung a6. Es ist dabei auf das Preisniveau abzustellen, das im
Zeitiunkt des Umleguigsbesdrlusses bestand. Die Einwurfgrundstüdce sind also

n"d, d"* Zustand zu beurteilen, in dem sie sidl am Tage des Umlegungsbesdrlusses

befanden. '§7'ar z. B. in diesem Zeitpunkt bekannt, daß das Stadtzentrum in einer

bestimmten Lage entstehen würde, so sind u. U. die Rohbaulandpreise für diesen

Teil dös Gebietls höher anzusetzen. Grundstüd<e, die durdr vorhandene Anlagen in

ihrem §ü'ert beeinträdrtigt werdenr z. B. durch vorhandene Hodrspannungsleitungen,
Olpumpen oder dergl. sind mit einem niedrigeren §üert anzusetzen. Der \7ert der

Zuieilungsgrundstüd<e muß meist im Anhalt an Kaufpreise abgeleitet werden, .die
außerhalL äes Umlegungsgebietes für vergleid'rbare Grundstücke gezahlt wurden.

Die Bewertung der §Tohngrundstüd<e verursadrt dabei meist die geringste Mühe,
weil genügend Vergleidrspreise vorhanden sind und die Ertragsverhältnisse weit'
gehend homogen sind. Sdrwierigkeiten entstehen bei der Bewertung gewerblid'r zu

nutzender Grundstüd<e, vor allem in den Gesdräftslagen. Es kommt nidrt allein dar-
auf an, die Ertragsbedingungen, ausgedrüd<t in der voraussi&tlich erzielbaren Ge-

sdräftsraümmiete, ridrtig zu sdlätzen; es muß audr abgesdrätzt werden, weldre Zeit
vergeht, bis sidr die Gesdräfte so etabliert haben, daß sie mit Gesdräften in bestehen-

den Zentren vergleidrbar sind. Es muß daher meist ein erheblidrer Risikoabsdrlag
gemadrt werden. Sdrließlidr sollte man bei der Ermittlung der Zuteilungswerte daran
denken, daß die Umlegung allen Beteiligten Vorteile bringen soll. \7enn die durdt die
Umlegung entstehenden Vorteile voll abgesdröpft werden, wird das Interesse an

künftigen Umlegungen erlahmen. Es muß daher ein geredrter Interessenausgleidr
gesucht werden. Idr halte es daher für durchaus legitim, wenfl man sidr bei der Er-
mittlung der Einwurfs- bzw. Zuteilungswerte an d€r oberen bzw. unteren Crenze
der Verkehrswerte bewegt. Im Vergleidr zu den Gutadrten der Gutadrteraussdrüsse
möge man bedenken, daß diese Gutadrten nidrt bindend sind, so daß nodr eine Kor-
rektur durd'r die Kaufpartner möglidr ist. Die rVertfestsetzung in der Umlegung ist
aber primär bindend, und es bedarf eines erheblid, en Aufwandes seitens der Beteilig-
ten, wenn sie zu FaIl gebradrt werden soll. Eine zu rigorose Bewertung würde daher
letzten Endes vor allem den wirtsdraftlidr Sdrwadren treffen.
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Erfahrungen mit Grenzregelungsverfahren
nach §§ 80- 84 BBauG

Von VermessungsoberratE. B o r n, KatasteramtDuderstadt

l. Einleitung

Mit der Grenzregelung bietet das BBauG ein einfadres Verfahren an für die Anderung
von Grenzen zwisdren benadrbarten Grundstüd<en mit der Zielsetzung, die Grund-
sttid<e wirtsdraftlidr und städtebaulidr besser ausnutzer, zu können oder bauredrts-
widrige Zustände zu beseitigen. Dem Vermessungsingenieur gibt dieses Verfahren
die Mögli&keit, über die Fixierung des vorhandenen Besitzstandes hinaus, ge-
staltend und formend tättg zawerden.

Darüber hinaus ist das Verfahren aud'r für katastertedrnisdre Zwed<e nutzbar zu
madren durdr die Bereinigung des Flurstüd<snadrweises.

2.1. Die Grenzveränderung

Seit der Einridrtung des Liegensdraftskatasters wurde eine Grenzveränderung wie
jede andere Teilung in der §7eise behandelt, daß für jedes durd-r die Grenzändärung
neu entstehende Teilstüd< eine Flurstücksnummer vergeben und dieses Teilstü&
unabhängig von seiner Größe als besonderes Besitzstüd< behandelt wurde. Bei der
Fortführung entstand jedodr redrt bald eine Sdrwierigkeit, die bei der Neueinridr-
tung in ihrem ganzen umfang nidrt erkannt worden war. De Anzahl der Teilstüd<e
wurde oft redrt groß, ihre Flädre aber meist sehr klein, bis zu minimal 1 qm. Ein erster
Versudr, diese Sdrwierigkeiten zu meistern, war die Institution der Zuparzelle.

2.1.1. Fortführung des Liegensdraftskatasters

De Katasteranweisung II von 1920 besagt nadr dem §flortlaut der Nummer 193 klar,
weldres der Zwed< der Bildung vonzuparzellen war, r. die Klarheit der Karte, die
nidrt rnehr gewährleistet ist, wenn die deutlidre Darstellung der Parzellen unaus-
führbar wird - nämlich wegen des kleinen Maßstabes und der dafür zu großen Zahl
von Nummern, 2. die Kurzfristigkeit dieses Zustandes, wenn mit Sidrerheit die
Auflassung sämtlidrer zuparzellen in kurzer zert zu erwarten war. Die erste For-
derung, Klarheit der Karte, ist in den Jahrzehnten danadt nidrt nur unverändert
bestehen geblieben, sondern in ihrer Bedeutung ganz entsdreidend gewadrsen, um so
mehr, je größere Bedeutung die Katasterkarte in Planung, §Tirtsd.raft und Tedrnik
erlangte [9], U0]. Die zweite Forderung' kurzfristige Auflassung und damit Bereini-
gung in Grundbudr und Kataster, war die Voraussetzung für die Erfüllung der ersten.

2.1.2. Auflassung im Grundbudr

Die Ardlassung aber liegt in ihrem tü7esen auf einer ganz anderen Ebene als die
Tedrnik des Katasters, die beim Messen wie beim Registrieren nadr fehlerfreien,
sdrnellen und damit wirtsdraftlidren §7egen zur Lösung ihrer Aufgaben sudrt, so daß
das Verfahren und das Ergebnis die davon berührten Teile der Gesellsdraft in der
bestmöglidren \(/eise bedient. Das Grundbudr im allgemeinen und der Vorgang der
Auflassung im besonderen sind dazu besti.mmt, einzelnen Individuen gegenüber
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Redrte an Grundstüd<en zu sid'rern - insbesondere das Eigentumsred'rt - und die
Redrtmäßigkeit der Veränderungen an diesen Redrten zu überwadren und zu gewähr-
leisten. Hier treten also die praktisdren Gesidrtspunkte deutlid-r zurück, weder die
Anzahl nodr die Größe der Crundstüd<e ist von Bedeutung, sondern nur die Gesetz-
gebung, nadr der die Redrte an Grundstücken erhahen und übertragen werden dürfen.
Da Zuflurstüd<e keine selbständigen Crundstüd<e waren, kam die Auflassung sofort
ins Stod<en, wenn außer dem Eigentumsredrt nodr andere Redrte im Spiel waren, und
damit war die gewünsdrte Klarheit und Sdrnelligkeit der Abwicftlung des Gesdräfts
nid'rt mehr gewährleistet. Die mangelnde Harmonie der Verfahren in Kataster und
Grundbudr ersdrwerte die erwartete Bereinigung und führte zu dem bekannten Miß-
erfolg [8].

2.2. Versudre einer gesetzlidren Regelung

Die ersten Versudre einer gesetzlidren Regelung waren das Grenzausgleidrsgesetz
in Bremen vom 10. 12. 1945, das Nds. Aufbauges. vom 9. 5.1949 und das Hambur-
gisdre Gesetz über die Bereinigung von Grundstüd<sgrenzen vom 77.9.1954 1111.
Deses war gezielt auf alle Fälle von \7ege- und rVassedaufregulierungen und legte
die Besitzstandsgrenzen für die Regelung zugrunde, die vor Inkrafttreten des Ge-
setzes bestanden. Grenzbereinigungsbehörde wurden in Hamburg die Bezirksver-
messungsämter.

Der Eigentumsübergang unterliegt nidrt der Grunderwerbssteuerr bei der Durdr-
führung des Bereinigungsverfahrens entstehen den Beteiligten keine Gebühren.

2.3. Die Kostenfrage

Das Hamburgisdre Gesetz ersdreint besonders erwähnenswert, einmal, weil es wahr-
sdreinlidr bei dem Grenzregelungsverfahren des BBauG Pate gestanden hat, zum
anderen, weil es Gebührenfreiheit für die Beteiligten vorsieht. Gerade dieser Punkt
nämlidr ist Inhalt vieler Streitgesprädre zwisdren Fadtleuten der Katasterverwaltung
und der Grundbu&ämter. Die Einwilligung der Beteiligten zu der Flurstüd<svereini-
gung ist bei entspredrender Vorbereitung in fast allen Fällen zu erreidren, die Ztr-
stimmtmg wird aber immer von der Zusidrerung der Kostenfreiheit abhängig ge-
madrt.

Für die Kostenregelung der Eintragungen im Grundbudr ist die Kostenordnung vom
26.7.1957 maßgebend [2]. Die Kosten für die Eintragung von Grundstüd<en und
für Redrte an Grundstüd<en sind in den s§ 63 bis 69 geregelt. Danadr ist das ge-
bührenfreie Nebengesdräft nur möglidr, wenn das Stammflurstüd< der Zuflurstüd<e
lastenfrei ist. Zwar trifft das häuffg zu; da aber Zuflurstüd<e immer in der Mehrzahl,
oft in größeren Gruppen auftreten, so genügt eine einzige Belastung und die §7eige-
rung der Beteiligten, die fälligen Gebühren zu zahlen, um die Bereinigung eines
verfahrens en bloc zu verhindern. Aber audr die Bildung einer selbständigen FIu.-
sttid<snummer für einen Splißteil könnte hier nidrt zu einer sdrnelleren Auflassung
führen.

2.4. Sonderregelungen

Die Mißlidrkeit der Lage wurde durdr Sondervereinbarungen einzelner Kataster-
ämter mit ihre-n zuständigen Grundbudrämtern gemildert. Solüre regionale Lösungen
können jedo& nidrt darüber hinwegtäusdren, 

-daß 
ungelöste sdrwierigkeit.n 
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nadr Inkrafttreten des BBauG zumindest außerhalb der Ortslagen und außerhalb
eines redrtskräftigen Bebauungsplanes bestehen geblieben sind.

3. Das Grenzregelungsverfahren nadr dem BBauG.

Für die irn Zusammenhang bebauten Ortsteile und für den Geltungsbereidr von
Bebauungsplänen brad'rte das BBauG vorn 23.6. 1960 eine langersehnteVerbesserung
im Sinne der Katasterverwaltung. Im vierten Teil des Cesetzes legen die §§ 8G-84
das Verfahren der Grenzregelung fest. Der § 80 enthält die Voraussetzungen, die für
die Grenzregelung notwendig sind oder ihre Anwendung aussdrließen.

3.t. Kriterien der Anwendung
3.1.1. Räumliü

Räumlidrist das Maß der Geltungsbereidr eines B eb a u u ng s pl a n e s oder der
im Zusammenhang bebaute Ortsteil. Für den im Zusammenhang
bebauten Ortsteil gibt es keine redrtsverbindlid're Festsetzung. Am Rande der ge-
sd,lossenen Ortslage. ist er bestimmt durd'r das Maß der Bebauung, durdr Umfang
und Ausdehnung der Ersdrließung, u. U. audr nur durdr die Lage eines Grund-
stüd<es zu den benadrbarten bereits bebauten Grundstüd<en.

3.1.2. Ziel des Verfahrens

Zwed< des Verfahrens ist die Herbeiführung einer ordnungsmäßigen Be -
bauung oder die Beseitigung baurechtswidriger Zustände.
Die ordnungsmäßige Bebauung wird in Kommentaren deftniert als ,,die Ubereinstim-
mung mit der geordneten städtebaulidren Entwid<lung". Nadt Kohlhammers Kom-
mentar U] läßt sidr die Ordnung nur herbeiführen bei unbebauten oder gering,
fügig bebauten Grundstüd<en. In der Praxis hat sidr jedo& erwiesen, daß gerade
in eng bebauten alten Ortsteilen die Grenzregelung einer ordnungsmäßigen Be-
bauung vorhergehen muß. Speziell nadl Abbrudrarbeiten wird vor dem §Tiederauf-
bau eine Grenzregelung erforderlidr. Ganz allgemein muß man unter Ordnung die
Begradigung krummer oder vielfadr geknid<ter Grenzen verstehen sowie die Drehung
von Grenzen, die extrern sdrief zur Baufludrt verlaufen, im weiteren Sinne jede um-
legungsgleidre Neuordnung, die im Rahmen von §§ 80 bis 84 durdrführbar ist. Die
Bes ei ti gun g b au re chtswi dr iger Zu stän de ist nur inöglidr, wenn
mindestens ein Grundstüd< bereits bebaut ist[1]. Ausdrtiddiöwird auf unzureidrende
Grenzabstände und fehlende Zuwegung hingewiesen. Audr werden diese Zustände
deffniert als ,,Verstoß gegen die geltende bauredrtlidre Ordnung". Dieses Verfahren
ersdreint außerordentlid'r prekär und ist nur bei voller Ubereinstimmung aller Betei-
ligten mOglidl. Abgesehen vonUraltbauten, bei denen meist nur Ortssanierung helfen
kann, sind bauredrtswidrige Zustände ertstanden durdr Sdrwarzbauten, d. h. durdr
stillsdrweigende Duldung und mangelnde Aufsidrt der verantwortlidren Behörde.
Den Sdraden durdr Grenzregelung zu heilen, heißt, den Böswilligen zu begünstigen,
das Versagen der Behörden zu ded«en und den gesetzestreuen Nadrbarn zu sdrädigen.
Selbst bei Einverständnis des gutwilligen Nad-rbarn muß dieses Verfahren als nid'rt
redrtmäßig angesehen werden.

Möglidr ist nadl § 80 sowohl der gegenseitige Austausdr von Flädren als audr die
einseitige Zuteilung. Die Praxis besteht meist aus einer Zwisdrenlösung, bei der für
die Flädrendifferenz Entsdrädigung gezahlt wird. Für die Anwendung ist diese Be-

52



stimmung äußerst nützlidr, weil sie die Bewegungsmöglidrkeit der Verhandlungs-
partner erweitert. Einsdrränkend dagegen wirkt die Vorsdrrift, daß durdr die Ver-
änderung der \üert der Grundstüd<e nur unerheblidr geändert werden darf. Im all-
ge'meinen bezieht sidr das auf das Verhältnis der Teilflädre zur Gesamtflädre des
betroffenen Grundstüd<s. Als Maßstab galt zunädrst § 76 (1) des Flurbereinigungs-
gesetzes, wonadr der Anteil nidrt mehr als etwa 5 0/o betragen soll, in Fadrkreisen
wlrd 1967 über die untere Grenze von 5-15 o/o berid,tet [3]. Jedenfalls ist hier ein
gewisser Spielraum gegeben. Eine Abgrenzung gegen zu großzigigen Mißbraudr
der Grenzregelung gibt § 80 (2): ,,die Grundstüd<steile dürfen nidrt selbständig
bebaubar sein". Das sieht zunädrst so aus, als ob es eine Einsdränkung der Größe
der Tausdrflädre bedeute. Das ist tatsädrlidr nidrt der Fall, weil bei der Grenz-
regelung wie bei der Umlegung beliebig große Flädren erst durdr eine grundlegende
Veränderung in der [.age und der Form bebaubar gemadrt werden können.

3.1.3. Einseitige Zuteilung

Der strittigste Punkt im § 80 ist aber die ,,einseitige Zuteilung", die mit dem Begriff
dqs ,,öffentlidren Interesses" unlösbar verbunden ist. Die einseitige Zuteilung ist
zweifelsfrei der stärkste Eingriff in die Eigentumsredrte und muß deshalb moralisdr
und juristisdr begründet sein. Im Grenzregelungsverfahren wie bei der Bauland-
umlegung kann sie nur vorgenommen werden, wenn die Zuteilung durduus gering-
fügig irn Vergleidr zu der Flädre der Gesamtgrundstüd<e ist oder wenn besonders
gravierende Umstände sie begründen.
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3.2. Praktisdre Anwendung an einem Beispiel (Abbildung s. S. 53)

3.2.1. Sa&verhalt

Für den Zusammenhang von ,,einseitiger Zvteilung" und dem Begriff des ,,öffent-
lidren Interesses" hat Jansen [6] ein Beispiel veröffentlidrt, das Anlaß zu einem
Prozeß durdr mehrere Instanzen wurde.

Die Abbildung zeigt ein unbebautes Grundstüd< B, einen gemeinschafdidren Hof-
raum A-B und eine Brandmauer auf dem Grundstüd< A. Anlaß des Grenzregelungs-
verfahrens war ein Bauantrag von B, dem die Gemeinde stattgeben wollte. Sie

madrte jedodr ein Grenzregelungsverfahren zur Auflage unter einseitiger Zuteilung
einer Flädre von 28 qm an B. Die Notwendigkeit der Grenzregelung wurde von der
Gemeinde begründet mit dem öffentlidren Interesse aus folgenden Gründen' Sdr.af-

fung von Baugrundstüd<en und §Tohnraum in einem ,,sdrwarzen Kreis", Unzulässig-
keit der Bebauung des Grundstüd<es B aus bauredrtlid'ren, wirtsdraftlidren und
städtebaulid,en Gründen, wenn keine Vergrößerung der Frontbreite des Grund-
stüd<es erfolgen würde, keine erheblidre \Tertminderung des Grundstüd<es C durdr
die Abtretung an B.

3.2.2. Reütsgrundsätze

Nadr Zurüdcweisung des §Tidersprudrs des Crundeigentümers C durdr die Ge-
meinde hob in der Klage vor der Baulandkammer des Landgeridrtes die Kammer
den Besdrluß und den §Tidersprudrsbesdreid der Gemeinde auf. Begründung, Da es

sidr nidrt um Austausdr, sondern um einseitige Zuteilung handelt, liegt der Sadre
nadr eine Enteignung vor. Diese ist nidrt zulässig, weil die Grenzregelung haupt-
sä&lidr dem Interesse eines einzelnen dient und die privaten Belange des Antrag-
stellers höher zu bewerten sind, als das von der Beklagten angeführte öffentlidre
Interesse.

Die Berufung der Gemeinde beim Senat für Baulandsadren beim OLG wurde eben-
falls zurückgewiesen. Die Begründung enthält folgende Leitsätze'

1 . der Zwed<, die Herbeiführung ordnungsmäßiger Bebauung, ist zweifelhaft. Zwar
ist sinnvolle Bebauung durdr Frontverbreiterung möglidr, audr die von der Stadt
angeführten Verbesserungen werden anerkannt. Dem steht aber die erforderlidre
Einfahrt oder Durdfahrt zum Hofraum A-B gegenüber, die die Nutzflädre des
bebaubaren Grundstüd<es erheblidr einsdrränkt.

2. die Crenzregelung ist nidrt im öffentlidren Interesse geboten. Für die getroffene
Regelung ist nadr Art. 14 Abs.3 Satz 1 GG ein gesteigertes öf f ent-
liches Interesse zu verlangen, da die einseitige Landabgabe mate-
ri ell ein e Enteignung bedeutet. Eine Umlegung ist keine Enteignung,
entspredrend trägt aud'r die Grenzregetung mit Flädrenaustausdr keinen Ent-
eignungsdrarakter.

Der Eigentümer, der einzeitig Land gegen Entsdrädigung abtritt, bringt ein außer-
halb der Eigentumsbildung liegendes Opfer, das ihn im Verhältnis zu anderen
Eigentümern ungleidr trifft. Die einseitige Flädrenzuteilung nadr § 80 Abs. 1

BBauG zwed<s Herbeiführung einer ordnungsmäßigen Bebauung bedeutet daher
grundsätzlidr eine Enteignung (vgl. einseitige Landabgabe im Uml. Verf. BGH
27,15 und3l ,49).
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Die abzutretende Flädre ist verhältnismäßig gering, jedodr bedeutet die Ver-
ringerung der Straßenfront erheblidre baulidre Besdränkungen und dämit ein
ungleid'res Sonderopfer.

Für die Enteignung aber genügt nid,t das öffentlidre Interesse, sie darf vielmehr
nur zum §7ohle der Allgemeinheit erfolgen.

3. Das von der Gemeinde belegte öffentlidre Interesse wird widerlegt durdr folgende
Grundsätze: a) im Zuge der Straße sind nod'r unbebaute Grundstüd<e vorhanden,
so daß Mangel an Bauland und §flohnraum nidrt durdr diese Regelung behoben
werden muß. b) Das Crundstüd< tritt nidrt als störende Baulüd<e in Ersdreinung
weil die offene Bauweise in diesem Straßenabsdrnitt vorherrsdrt, weil Gebel-
wände, wie die von A, gerade in dieser Straße häuffger sind, also keine wesent-
lidre Verbesserung des Straßenbildes mit einer Bebauung erreidrt würde. c) \(e-
gen der Einsdrränkungen durdr das Durdrfahrtsred,t ist das Bauvorhaben B nidrt
in dem Maße förderungswürdig, wie es bei einer im öffentlidren Interesse an-
geordneten Grenzregelung verlangt werden muß.

3.2.3. Kritik

Das Urteil hat in der Fadrwelt vielfältige und untersd,iedlidre Kritik gefunden. Be-
a&tlidr an dern Urteil ist vor allem der Hinweis auf Artikel 14 CG. Im Absdrniu 2
des Artikels 14 heißt es: Eigentum verpflidrtet. Sein Gebraudr soll zugleidr dem
§7ohle der Allgemeinheit dienen. Absatz 3 lautet: Eine Enteignung ist nur zum
§ilohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durdr Gesetz oder auf Grund eines
Cesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entsdrädigung regelt. De Entsdrädigung
ist unter geredrter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten
zu bestimmen. §(egen der Höhe der Entsdrädigung steht im Streitfalle der Redrts-
weg vor den ordentlidren Geridrten offen.

Bei strenger Auslegung des § 80 BBauG in Verbindung mit dem Urteil von Düssel-
dorf genügt also für eine einseitige Zuteilung nidrt das öffentlidre Interesse, sondern
es ist das gesteigerte öffentlidre Interesse für eine einseitige Zuteilung erfordedidr,
die zugleidr dem §flohle der Allgemeinheit dienen muß. Für den zum Handeln ge-
zwungenen.Verwaltungsfadrmann ergibt sidr daraus die Frage, wel&ä Bedeutung
überhaupt der Abs. 2 des Artikels 14 GG haben soll. §7enn nidrt nur die Enteignung
dem§7ohle der Allgemeinheit.untergeordnet wird, sondern audr das Eigentum ielbsi,
so,bleibt die Frage offen, worin die Verpflidrtung des Eigentümers gegenüber der
Allgemeinheit denn überhaupt bestehen soll.

3.3. Praxis des Katasteramtes Duderstadt
3.3.1. Allgemeine Erfahrungssätze

In der Praxis ergibt sidr aus dieser Fragestellung, daß Grenzregelungsverfahren nur
dann einggleitet werden sollten, wenn vor Beginn eine vollständfue Eiiigung zwis&en
allen Beteiligten und der Gemeinde erzielt wurde. Dazu gehörtäudr dle Fästsetzung
der Höhe von etwaigen Entsdrädigungen. In den seltenslen Fällen wird ein Greni-
regelungsverfahren deh Redrtsstreit vor einer Baulandkammer red.rtfertigei, zt-
mindest nidrt in ländlidren_Gemeinden, in denen notfalls nadr einer andeäeitigen
Lösung gesudtt werden müßte.
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3.3.2. Typenbildung

Nadr mehrjährigen Bfahrungen kann die Aufteilung der Grenzregelungen in
4 Typen, wie sie Böhm [4] vorgenommen hat, als zutreffend angesehen werden.

tvp c

Eeuplatzbllitug
aug Gnrndst{loken parallel zu einer SIES€

Frbs. t96?

Tvp A ist der edrte Grenzausgleidr in einfadrster Form. Das mittlere Beispiel ist so,

wie es hier dargestellt ist, streng genommen sdron eine einseitige Zuteil,ung. Venn
sie geringfügig bleibt, dürften dabei keine Sdrwierigkeiten auftreten. Typ A ist jeden-

falls die häuffgste Form der Grenzregelung.

Im Falle von Typ B steht die Skizze als Stilisierung für meist difffzilere Formen der
Regulierung. Hier wird meist ein wenigstens angenäherter Flädrenausgleidr möglidr
sein, weil die Gnmdstüd<e nidrt so regelmäßig geformt sein werdeq wie hier an-
gegeben.

Der Typ C ist die einfadrste Form der Baulandumlegung, die im §7ege der Grenz'
regelung durdrgefü:hrt werden kann.

Vorteile si'nd:

nadr § 81 BBauG die Festlegung von §7ertänderungen und Entsdrädigungen durdr
den Gemeinderat ohne Bildung eines Umlegtmgsaussdrusses,

nadr § 82 Ratsbesdrluß über Grenzregelung, Geldentsdrädigung und Neuregelung der
Dienstbarkeiten,

naö s 83 Redrtswirksamkeit mit der Bekanntmadrung der Grenzregelung, lastenfreier
[Ibergang der Grundstüd<steile, Ausdehnung der dinglidren Redrte auf die zugewie-
senen Grundstüd<steile, sdrließlidr keine weiteren Kosten für die Beteiligten.
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Der Typ D, als Straßenlandabtretung gekennzeidrnet, ist in alten Ortslagen das um-
fangreidrste Verfahren, bei dem viele alte Unterlassungssünden im wahrsten Sinne

des §Tortes aus dem §7ege geräumt werden können, soweit es innerhalb der imZu-
sammenhang bebauten Ortsteile liegt.

3.4. Entwi&lung des Verfahrens

Die praktisdre Durdrführung des Verfahrens in den vergangenen Jahren im Kataster-
amtsbezirk Duderstadt hatte ihren Ursprung in der Neuvermessung der Ortslage des

Dorfes Breitenberg im Jahre 1965. Dabei stellte das Katasteramt fest, daß die Grund'
eigentümer in der Ortlidrkeit Grenzänderungen vorgenommen hatten, fär die das

Katasteramt der Gemeinde nun die Ubernahme in Grundbudr und Kataster im §/ege
der Crenzregelung vorsdrlug. Nadr nidrt ganz einfadren Verhandlungen wurden mit
dem Grundbudramt Vordrud<e für das Verfahren ausgehandelt. Im Jahre 1966 wur-
den somit erstmals 29 Fälle von Grenzregelungen in Angriff genommen. In diesen
Fällen gab es natürlidr nur einhellige Zustimmung, weil für die Betroffenen keine
neue Lage, sondern nur Redrtssidrerheit gesd'raffen wurde.

3.4.1. Vordru&e

De Abwicklung des Grenzregelungsverfahrens soll an einem einfadren Beispiel dar-
gestellt werden. Den Verfahrensgang selbst kann man sdrematisdr in 8 Arbeitsgänge
aufteilen, die in der Anlage t aufgeführt sind. Kernstüd< des Verfahrens ist der Rats-
besdrluß, durdr den der Gemeinderat tatsädrlidr aktiv tätig werden muß, nadrdem alle
Voraussetzungen erfüllt worden sind. Die zugehörige zeid'rnerisdre Darstellung (An-
lage 2) enthält abgesehen von einer Teilung hier eine Grenzregelung durdr fast
fläd'rengleidre Zuteilung und außerdem eine Zuteilung von Straßenstüd<en. Jeder
einzelne Teil, der von der Grenzregelung erfaßt werden soll, erhält eine eigene Flur-
stücksnumrner; für jedes einzelne Flurstüd< muß das Verfahren gesondert durdr-
geftihrt werden. Auf dem Entwurf des Beschlusses Vordrud< 1 (Anlage 3), der von
dem Grundbudramt zu ergänzen ist, sollen alle Lasten und Besdrränkungen, alle
Hypotheken, Grundsdrulden und Rentensd,ulden, vollständig eingetragen werden,
ferner die Gläubiger mit der Art der Belastung, jedodr nidrt die Höhe der Hypo-
theken. Für Gemeinde und Katasteramt ist wichtig, die Namen der Berechtigten zu
erfahren, um ihnen Vordrud< 2 (Anlage 4) - Benadrrichtigung und Einverständnis-
erklärung - zusenden zu können.

Um die Forderung von § 81 Abs. 1 zu erfüllen, ist es notwendig, daß in beiden Vor-
drud<en der §7ert jedes zugewiesenen Grundstüd<steils angegeben wird. Maßgeblidr
für diese Angabe ist der Ratsbesdrluß.

3.4.2. Virtsdraftlidrkeit des Verfahrens

Besonders wirtsdraftlidr wird das Grenziegelungsverfahren, wenn es unmittelbar bei
Gelegenheit einer Fortführungsvermessung mit den Beteiligten soweit verhandelt
wird, daß dem Verfahren keine Sdrwierigkeiten mehr entgegenstehen und es im Zu-
sammenhang mit der Ubernahme der Vermessung bearbeitet werden kann. Unwirt-
sdraftlid, ist es, alte Versäumnisse in Einzelaktionen ausräumen zu wollen; bei Ge-
legenheit größerer Messungen sollte vielmehr die Grenzregelung im groflen Stil
angepad<t werden. Anlage 5 zeigt eine Straßenvermessung innerhalb einer Ortslage.
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.Anlagc 1

Ablauf eiaes Grenzregelunsgverfehreua geo. § 80 bis 84 BbauGee.

1. Entrurf des Beschluaaes (Vorttruck 1)

2. Entvurf an ilas Grundbuchint nit der Bltter die Belastungea nit-
zuteilen.
(f,terfür ßosteafreiheit gen. § tt aee Gesetzae über alie Koeten

ln Angelegenheitea äer freirilligen Gerichtgberkeit (f,ostenoritnung)

BGBI. 195? feil I S. 950) beio Gruailbuchant beantragea.

J. traoh Rückgabc von 2 glad nulr dlo Voralrucke 1 u. 2 ln Rcinechrift
auszufüIlen und zrar Je elner ftir die Seteiligten (Orundclgcnttlner
und dinglich Berechtlgte) und zusätzlich von Yordruck 1 Je eine
Auefertigung filr das Gruailbuchant uad <lle Geneinde. Bei eiagetrage-
ner Belaatung in lbt. II iat di6se evtl. (2. B. be1 Dlenstbarkettea)
la dcn BegchluB neu zu regeln.

{. Yordrucko 2 Elnal voa der Geneinde abzusenalen. (fafft fort, venn dle
Betelligtcn bereits hlervon trenDtnla heben, z. 3. veil uanlttslbar
vorher hier veruessen vurdc.)

5. Itach yciterea 2 biE I Uochen, falle keine ablebnontle Äußerung voa

rten Beteiligten eingegcngen ist; Ratabeechluß (Yordruck I Voralar-

aeite) herbeiflihrea.

6. Dleser Beeohluß (slehe unter 5) rrird Dit den Anschreibca auf der
Rücleeltc yoD Volarucl I tlen Seteiligtea von der Geueinilc zuge-

stcllt (Einachrciben o. durch Botea gegon Qulttung).

7. Ilaob oinoa llonat lat die Unenfechtberleit des Begchlugses oltaüblich
bekannt zu nachea.

8. Alstlann eine Ausfertigung von Yordruck 1 (Yorilerseito Elt Aaschreibcn

euf tler Rückseite) an dae Grrrndbuohaot absenalea.
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An1age ,

Vordruck 1

SesehLuß

Der Rat der Gemeinde . o..3::llg:T3g:. o o.... . hat in seiner sitzung

am ........o....oo...folgende Grenzregelrrng gemä8 § 82 des Sundes-

baugesetzes vom 2r,6.1960 (nCnl. t S. 541) beschlosscnr

Das Eigentrrm an dem Flurstück ..?'.1*.. o...........o.......o......

Geneind c und Gemarkunt . . ?::11$:::9: . . . . . . o . . . o . . . o . . . . . . r o . . . o . o .

,.r rrr 7 , In Dorfe t %tt Es.Nr . 99a Ef 10 qn
r-.LL- . a a a a a. o o a a a a a a. a a a.. a a a o a. a. a a.. a o a a. a a a. o. a a a a a aaa o a o o a o o a o

elngetragen in Grundbuch von..?::l*g:l:99.....8d. .:7..8r . .??l ...
Eisentümer 3 . o 3:tl: : . Y*?3:i: : . l??g:::: . . o . . o o o , o . . o o . . o o . . ,, . o . . . . .

wi.rd dgm Flurstück .??8.(2........... o...... o. o...o....o..o. o...o..
Gemeinde und Gemarkung .???ilg:::*?....... . . .. o... ............o...
Flur .. . .7.1 . .. . . .1"T.??Tl:: ..T:: .TT: .9..2?.._.. . . . o .Tf . . ... o ..!??.?T...

eingetragen im Grundbuch von .?::i?9:T:9?. ... .8d.. .7? ,.Br. .19?. . .

Eigentümer, .T?1ll::: .TT*:}f : .lT9:1T1. . . . . o . . . . . . . . . . o . . r . . o . . o,.

aIs Bestandtell zugeui€§erlr

Der Uert des zugewiesenen Grundstücksteils wird auf o o . o .'.'. .'. l. .DU

festgeeetzt.
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Anlage 4

Vordruck 2

Gemeinde __lgglggglggg______

An

Betr. r Grenzregelungi_hierlBärresunederBeteiIigten.genäß§82(t).desBundesbau
gesetzes von 2r. 6. 1960 (ncrt. t s. ,41)

Aufglrnd des oben bezeichneten GesetzeE beabsichtigt die Geneindc
durch Beschluß dic Grenzen zvLschen den beteiligten Grundeigentümern
festzueetzen, uie sic durch dae Kataeteramt Duder§tadt verrhessen
wurden. Der Katast€r- rrnd Grundbuchnachweis soll mit dem örtlich
vorhandenen Zustand ln Übereinstimnrrng gebracht verdcn.

Hiernach solI das Eigentum en dem Fluretück--?2!/?--------------
Geneinde und Gemarkung--Pggi3g9l9g9---------
FI u! r 

- - - Z - - - - -I g-P g:§g r - 3 3-I§ : -§rs -222 - -J -- -- - -g{- ---- -- -.19-gg--
eingetragen in Grundbuch von -PSSigESIggg----Bd.-'12--81.--:?!---
E i g en tüme r t _ _ _?1PI 9 r _ _ Ii g g g gI 

-r - -! gg9 g: 
=! - - - - - - - 

F- - - - - - - --- --- - - -

d em FI urs tü ck- 
- ??912 ------ ----- -------

Gemeinde und Gemarkung -PgSigg9l9g9--------
FI ur r 

- - -? - -- - - I3- Pg=Igr- -Eg: -I3:-2 22 - - - --- - - ---Eg-- - - - --!22-gg-
eingetragen in Grundbuch Desi.ngqlgqg_ 3d. 12_-81 . 

-_482-Ei g en tüme r' 
- -§s I 1 3s=r-BsE eil; :!EsE!i!!:::::::- - - :::::---:: :::

als Sestanclteil zugewlesen werd€D.o

Der l{ert des zugeteilten Flurstücke so}I auf DM festge-
setzt werden. D; gemäß § 82 (t) des o.a. Ges6IZ;;-AfE-Eerechtigten
tor der von der Gemej.nd,e geplanten Beschlußfassung za hören eind,
wird um Stellungnahme gebetear ob gegen den geplantea Beschluß
Sedenken bestehen. t{enn diese Anfrage innerhalb voa 2 t{ochen unbeant-
wortet bleibt, wird das EinverstEindnis angenoml€Ilo
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Geneinde .. e den

An

3etr. r Grcnzregelung:
!!g Zustellung dea Beschlusees der Genein<le geoä8 § e2
AbE. 2 ileg Eundegbaugcsetzcs vom 2r.6.1960 (BffiI. I
s. ,41 )

Der .beiliegenrle .Beeohluß ,d6! Geneinde .uirrl Ihnbn in Abschrift als
Beteiligten, deaaen Rechte durch rlie Grenzregelung betroffen rrerden,
"zugeetellt.

"Gegen.tliesen Besohluß kann innerhalb eines Monats nach Zustellung
bezw. der Bekanatgabe llitlerspruch bei der Gemeirü
( Geneintlabüro ) .erhoben ue=clan -

Geueinde -r. den

^Icn
das Antsgericht
{Grunabuchant)

Ln Duderstadt

Genäß § 84 lbs. 1 rlee Bundesbaugesctzes riral dj.e unatehenale be-
glaubigte Abecbrift dee Seschluases über ein6 Grenzregelung ia tler
ortsIago. ... nit den Ersuchen übersaniltr die Rechta-
änderung in daa Grundbuch einzutragen.
Die Sekanntnachung dee Seschlusees ns.ch § 8, Abs. 1 des Sundeabauge-
setzes erfolgte am ...
1 Auszug aus den Yeränderungsnachbe'lE und .l Auszug auE detn Flurkarten-
rerk sind beigefügt.
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lrlage 6
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Es handelt sidr um einen kleinen Stidrweg, der durdr Einzelverhandlungen in langen-

Jahren durdr die Höfe hindurd,gednmgän ist, bis endlidr im Jahre 1970 eine aus-'

gebaute Straße existierte. Aus din Eigentümerangaben ersieh_t man sdron,. daß die

[rundbu&li&e Regelung unwahrsdreinliche Sdrwierigkeiten, bringel würde, wenn

äan bedenkt, daß f,ier inmitten der Höfe kein einziges Grundstüd< ohne Belastungen

im Grundbudr ist. Die Grenzregelung braudrt in soldrem Fall auf keine Begradigung

und keine Sonderregelung zu verzidrten, weil die Gemeinde langfristig vorgearbeitet
hat und die Beleinigung iÄ Grundbudr mit Sidlerheit in Aussidrt steht. Am sdrwierig-

sten war die l,ösung Zwingmann, weil der Stall mitten in die Gasse hineinreidrte.
Hier war nur Abbrudr ond §ü'i.d.r"ufbau entlang der straßengrenze möglidr. Die
Bauarbeiten übernahm die Gemeinde, soweit nidrt Selbsthilfe höhere Kosten ein-

sparte. Für den Grund und Boden wurden dann nodr etwa 3,50 DM von der Ge-

meinde bezahlt. Teilweise sind die Ubereinkommen sdron so alt, daß die heutige

Generation keine Auskunft mehr geben kann über gezahlte Entsdrädigungen oder

anderweiti ge Entgelte.

3.4.3. Ersatz ftir eine Baulandumlegung

Das nädrste Beispiel (Anlage 6) wurde deshalb ausgewählt, weil es nadr der Typen-
ordnung von Böhm genau mit dem Typ C übereinstimmt. Man könnte ihn eine ver-

einfadrti Baulandumlegung nennen, d. i. die Sdraffung von Bauplätzen aus nidrt
bebaubaren Grundstüd<en. Hier bereitet es keine Sd'rwierigkeitea, die genauen

Flädren bei der Neuaufteilung wieder zuzuteilen. Uber §Tertfestsetzungen vor und
nadr der Regelung wurde nidrt verhandelt, alle Flädren wurden als gleid,wertig be-

handelt. Für kleine Dörfer mit geringem Bedarf an Bauplätzen kann diese Lösung

ideal sein, weil sie sidr dem vorhandenen Bebauungsplan vollständig anpassen kann,

ohne die Sdrwierigkeiten einer umfassenden Baulandumlegung in Angriff nehmen zu

müssen. Den Bauwilligen wird auf sdrnellstem §7ege der gewünsdrte Bauplatz ver-

sdrafft, den Gegnern einer Baulandumlegung wird ihr widrtigstes Argument aus der
Hand genommen, nämlid, der §7il1e, in absehbarer Zeit ihre Gärten und Ad<er wie
bisher zu bewirtsdraften.

4. Rä&bli&
4.1. Zahl der Verfahren

Für die statistisdre Erfassung erweist sidr.das Arbeitsgebiet der Crenzregelungen als

redrt spröde. Es hat sidr bewährt, dieZahl der anfallenden Listen zugrunde zu legen,
um ungefähr zutreffende Zahlen zu erhalten. Das Katasteramt Duderstadt hat im
Jahre 1965 29 Grenz-rqelungen durdrgeführt, 1967 wurden bereits t05 Crenz-
regelungsfälle aufgegriffen, von denen 50 abgesdrlossen werden konnten. Bis dahin
waren nodr viele rüd<ständige Auflassungen nadrzuholen, dann aber wurde das
Grenzregelungsverfahren audr bei neuen Teilungsvennessungen praktiziert. Im Jahre
1968 wurdea 208, l969wurden 177 und 1970 wurden 230 Verfahren abgesdrlossen.
Es sollte nidrt versudrt werden, aus soldren Zahlen eine steigende Tendenz heraus-
lesen zu wollen. Das nadr dem §Tillen des Gesetzgebers gewünsdrte Ergebnis ist
erfreulidr, aber aus einsidrtigen Gründen nidlt beliebig zu steigern. Die Arbeit ruht
im §Tesentlidren auf den Sdrultern eines Beamten, der zugleidr erster Meßtrupp-
führer des Katasteramtes iit. Die Sdrreibarbeit und die stän?ige Fühlungnahme mit
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dem Grundbudramt kann nur nebenbei erfolgen, und damit sind die Möglidrkeiten
des Katasteramtes eng abgegrenzt. Eine Steigerung der Leistung durdr Ritionalisie-
rlng {er Arbeitsgänge und durdr Teamarbeit ersdreint nidrt möglidr, solange im
Grundbudramt j'eder Fall ein Individualfall ist. Außerdem ist das Verfahren in diesem
Tgmpo wirkungsvoll geriug, um alte Mißstände auszuräumen und mit dem Tempo der
Messungstätigkeit Sdlritt halten zu können.

4.2. Vorteile des Verfahrens

Aus der Tätigkeit eines Katasteramtes sind die praktisdren Vorteile des Grenzrege-
lungsverfahrens in folgender Rangfolge zu sehen:

1. Das Einverständnis der Eigentümer und Beredrtigten ist nidrt in jedem Falle
sdriftlidr zu geben, es kann audr mündlich erfolgen.

2. Grundbudrlid-re Belastungen in Abt. II oder in Abt. III sind kein Hindernis für
die Durdrführung des Verfahrens.

3. Eingetragene Dienstbarkeiten können neu geregeltwerden.

a. Die umsdrreibung im Grundbudr kann audr bei Belastung in 4 bis 5 §Todren
erledigt sein - im Gegensatz zur Umlegung.

5. \7ie bei der Baulandumlegung entstehen keine Kosten für Notar oder Grund-
budr. Realiter steht dieser Punkt für die Beteiligten zumeist an erster stelle.

4.3. Ersdrwernisse

Ersd-rwerend für die Durdrführung des Verfahrens wirken sidr folgende Nadrteile aus,

1. Alle zum verfahren gezogenen Grundstücke müssen im Grundbudr eingetrasen
werden. Mandres verfahren wird auf lange zeit dadurdr stillgelegt, aäö uesän-
ders die §[ege von Interessenten usw. nidrigebudrt sind.

2. p.ie einsdrlägigen Vorsdrriften müssen streng beachtet werden, was besonders
kleinen Gemeindeverwaltungen sdrwerfällt irnd wobei sie standig unterstützt
und überwadrt werden müssen. Dese sd-rwierigkeit dürfte abnehrien nadr Bil-
dung von Einheitsgemeinden mit ausreidrender Öröße. Uberdies ist der Arbeits-
anfall gering im Vergleidr zu dem der Gesdräftsstelle eines Umlegungsaussdrusses.

5. Sdrluß

Z_lsammenfassung: Es werden die Sdrwierigkeiten aufgezeigt, die für nadr Flädre und
§[ert unbedeutende Flurstüd<e entstehen bei der Fortführung des Uegensdrafts-
katasters und bei der Auflassung im Grundbudr. Das GrenzregJlungsverfihren wird
in seinen Grundzügen erläutert und seine Vorteile gegenüber dem Fortführungsver-
fahren an praktisd,en Beispielen nadrgewiesen. Bei äeä Katasteramt Duderstadt ent
wi&elte vordrud<e und Einzelheiten des Verfahrensganges werden besprodren und
ein z_ahlenmäßger Uberbli& über die Anzahl der bishei durdrgeführten Verfahren
gegeben.
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Konstanzer, J.: ,Das BBauG aus der Si&t der Verm. u. KatVer.". Nachr. Nds. KV 1961 S.52--0'6

Krlegel, O.: ,Die Unzulänglidrkeit der grundbudrrechtlidren Absdrreibungsvorsdrriften und Vor-
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derselbe: ,Grundstüdrsteilungen und Grundstücksvereinigungen'. 3. Auflage Bonn 1967, Dümmler-
buch7B70

Melzer, G.: ,Grenzbereinigungs-, Grenzregelungs-, Grenzfeststellungsverfahren". AVN 1964
s. 349-353

Reek, W.: ,Hamburgisdres Gesetz über die Bereinigung von Grundstüd<sgrenzen vom 17.9. 1954".
zfv 1954 S. 401-404

Roesler, A.: ,Unsöädliükeitszeugnisse und Zwed<dienlichkeitsbescheinigungen, Gesetze und Ver-
fahrenu. Nadrr. Nds. KV 1962 S. 65-72

\rTendt, B.: ,Umlegung und Grenzregelung nadr dem BBauG". Nadrr. Nds. KV 1969 S. 20-23

Die Umlegung nach §§ 45 ff. BBauG

- Verfahrensfragen und katastertedrnisdre Bearbeitung unter Berü&.sidrtigung

der Tätigkeit der Gesdräftsstelle beim Katasteramt -
Von Vermessungsoberrat Dpl.-lng. Bernd T h o n e m a n n ,

Katasteramt Cloppenburg

Bodenordnung ist notwendig

Seit Bestehen des Bundesbaugesetzes hat die Bodenordnung ftir die städtebaulidre
Entrriddung, die Stadterweiterung und Stadterneuerung auf3erordentlidt an Bedeu-
tung gewonnen. Die Bodenordnung und damit die Baulandumlegung ist heute durdr-
weg Bestandteil der städtebaulidren Entwiddung. Enge §Tedrselbeziehungen bestehen
zwisdren Planung und Bodenordnung. Die Planung kommt nidrt ohne Bodenordnung
aus, und eine Bodenordnung kann nicht ohne eine zwed<mäßige Planung durdrgeführt
werden. Eine gute Zusammenarbeit zwisdren Planung und Bodenordnung bietet die
Mdglidlkeit, sidr von der Zufälligkeit der Grenzen zu befreien.

Eine gestmde städtebaulidre Entr,r,idclung und eine sinnvolle Bodenordnung können
nur miteinander gedeihen. Die Vergangenheit hat gezeigt, daß eine nodr so gute
Planmg wirkungslos bleibt, wenn keine braudrbaren Handhaben zur Verfügung
stehen, um bodenordnende Maßnahmen durdrzuführen. Das ordnen des Grundunä
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Bodens ist nid'rt nur eine notwendige Ergänzung der städtebaulidren Planung, son-
dern häuffg audr eine wid-rti§e Voraussetzung zur Baulandbesdraffung und zur Ver'
wirklidrung der von der Gemeinde geplanten eigenen Bauvorhaben (Kindergärten,
Sdrulen). Immer mehr eemeinden erkennen daher audr die Notwendigkeit, ihre im
Bebauungsplan erfaßten Gebiete durdr eine Baulandumlegung sinnvoll zu ordnen.
Und dabei ist dieser §7eg der Bodenordnung durd'r eine Baulandumlegung der zwed<-
mäßigste und durdrweg billigste zugleidr.

In der Stadt Cloppenburg haben wir bereits 1963 mit einem Umlegungsverfahren
nad'r dem Bundesbaugesetz begonnen; inzwisd,en sind im Landkreis Cloppenburg
13 Umlegungsverfahren mit 164 ha abgesdrlossen, weitere 15 Verfahren mit 176 ha
sind in Arbeit, das sind 28 Verfahren mit 340 ha.

Lassen Sie midr auf Grund meiner praktisdren Erfahrungen über Verfahrensfragen
der Umlegung beridrten, auf die katasterted,nisdre Bearbeitung eingehen und audr
die Tätigkeit der Gesdräftsstelle des Umlegungsaussdrusses beim Katasteramt und
die sidr hieraus ergebenden Vorteile für den Verfahrensablauf herausstellen.

Eine erste Frage, warum so viele Umlegungen im Landkreis Cloppenburg anfallen,
mödrte idr sdron vorweg beantworten. Sie ergeben sidr

1. tlurdr die sadrlid're Notwendigkeit,

2. weil durdr eine gute Meinungsbildung in der Offentlidrkeit und besonders bei
den Ratsmitgliedern die eindeutige Erkenntnis gereift ist, daß die Baulandum-
legung der zwed<mäßigste und billigste \7eg zur Baulandbesdraffung ist,

3. weil die Umlegungsaussdrüsse fadrlidr gut besetzt sind und qualiffzierte Arbeit
leisten.

Zur Besetzung des Umlegungsaussüusses

Nadr der ,,Verordnung über die Bildung von Umlegungsaussdrüssen sowie über das
Vorverfahren in Umlegungs- und Grenzregelungsangelegenheiten vom 14. Dezember
7961" setzt sidr der Umlegungsaussdruß aus 4 Fadrmitgliedern und 3 Ratsangehöri-
gen zusammen. Der Umlegungsaussdruß ist zwar ein Aussdruß der Gemeinde, nimmt
jedodr im Gegensatz zu den übrigen Aussdrüssen eine Sonderstellung ein; der Um-
legungsaussdruß ist ein selbständiges, nidrt weisungsgebundenes Gremium, das die
Besdrlüsse in eigener Verantwortung und Unabhängigkeit faßt. Die Gemeinde kann
in das laufende Verfahren nidrt eirigreifen; sie kann sidr bei Absdrluf3 des Verfahrens
audr nidrt mit einem §fidersprudr gegen den Umlegungsplan wenden.

In der Verordnung ist festgelegt, daß der Jurist den Vorsitz des Umlegunlsaus-
sdrusses einnimmt (was nadr meiner Meinung und praktisdren Erfahrung sidr nid'rt
aus der sadrlidren Notwendigkeit ableiten läßt. Auf Grund seiner Vorbildung ist
dazu der Vermessungsfadrmann durdraus in der Lage). Als zwed<mäßig möd,te idr
herausstellen, daß als Bewertungsfadrmann ein Verm.-Kollege eingesetzt werden
sollte, darnit es in dem ,,Fadraussdruß" (idr komme gleidr auf diesen Unteraussdruß
im Umlegrmgsaussdruß zurüd<) zu einer edrten Teamarbeit kommt. In unseren Aus-
sdrüssen im oldenburgisdren Bezirk sind in der Regel als Baufadrleute die Bau- oder
Ortsplanungs-Dezernenten tätig. Durdr dieie Mitwirkung ist die günstige Möglidl-
keit im Umlegungsaussdruß gegeben, auftretende Planungsfragen oder audr not-
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wendige Anderungen des Bebauungsplanes absdrließend zu klären. Soweit der Be'

bauun-gsplan nodr- nidrt redrtsverbindlidr ist, kann über diesen Dezernenten die

t.r*inlidr" Abspradre über die Genehmigung des Bebauungsplanes durdr die höhere

Venvaltungsb.hO.de (§ 11 BBauG) erfolgen, damit eine zügige Durdrführung des

Umlegungsverfahrens gewährleistet wird.

Als Mitglieder des Umlegungsaussdrusses sollte die Gemeinde - soweit das politisdr
mögli&1st - zwed<mäßig die Ratsherren benennen, die ftir diese Umlegungsaussdruß'

arbäit durdr beruflidreQualiftkationen oder durdr ihre Tätigkeit in nahestehenden

Gemeindeaussdrüssen geeignet sind. Als vorteilhaft erweist es sidr, wenn der Vor-
sitzende des Planungsaussdrusses im Umlegungsausdruß vertreten ist'

Eine ständige Mitrrirkung und Anwesenheit des Planers im Umlegungsaussdtuß halte

idr nidrt füi notwendig. Vidrtig ist, daß der Planer seinen Bebauungsplanentwurf in

genauer Kenntnis der 
-örtlidren 

Gegebenheiten und unter Berüd<sidrtigung möglidrer
ipezieller Bauwünsdre der beteiligten Eigentümer aufgestellt hat. (§7ir haben in den

elsten Jahren unsefer Umlegungst'ätigkeit keine guten Erfahrungen mit Planern von
weit außerhalb gemadrt, die den Umlegungsplan bei der Einleitung des Verfahrens
sdton zur Hälfte fertiggestellt und über die neuen Grenzen audr sd,on mit den Be-

teiligten verhandelt hatten.)

Bei der gesdrilderten fadrlidren Besetzung ist der Umlegungsaussdruß durdrweg in
der Lage, die sidr im Laufe des Umlegungsverfahrens ergebenden Andemngen oder
Ergäniungen des Bebauungsplanes absdrließend zu beraten und diese Vorsd'rläge

zur Besdilußfassung an den Rat weiterzuleiten. Da es in der Regel bei einem redrts-
verbindlidren Bebauungsplan vereinfadrte Anderungen nadr § 13 BBauG sind, die
sidr im Rahmen der Grundzüge der Planung nur auf Einzelmaßnahmen beziehen und
der Zustimmung der betroffenen Nadlbarn bedürfen, werden in der Praxis diese

sidr im Laufe des Verfahrens nadl und nadr als notwend,ig ergebenden Anderungen
nadr der Erörterung mit den Beteiligten und deren Zustimmung, die im Sitzungs-
protokoll festgehalten wird, in einem Gang vor der Auslegung der Umlegungskarte
an den Rat weitergegeben.

Zur Einieitung der Umlegung - Bebauungsplan

Das Umlegungsverfahren ist eine Selbstverwaltungsaufgabe der Gemeinde, aber audr
eine Pflidrtaufgabe. Die Gemeinde muß bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes
stets prüfen, ob eine Bodenordnungsmaßnahme (Umlegung) zur Verwirklidrung des
Bebauungsplanes erforderlidr ist. Denn es ersdreint wenig sinnvoll und ist m. E. redrt-
lidr nidrt vertretbar - wie es in einzelnen Cemeinden gesdrieht -, nur Bebauungs-
pläne aufzustq.llen, ohne die Maßnahmen zur Durdtführurng der geplanten Boden-
ordnung zu überdenken und anzuordnen. Die Frage, ob eine Umlegung eingeleitet
werden kann, wenn die Gemeinde in der Begründung zum Bebauungsplan die
bodenordnenden Maßnahmen nidrt aufgenommel hat, beantworten die Fad-rleute
nunmehr dahingehend, daß es nidrt unabdingbare verfahrensmäßige Voraussetzung
für die Einleitung der Umlegung ist, daß die Umlegung als bodenordnende Maß-
nahme in der Begründung zum Plan ausdrüd<lidr genannt ist. Die Begründung nimmt
nidrt an den RedTtswirkungen der Satzung teil, sie ist niöt Bestandteil der Satzung,
jedod, eine notWendige Ergänzung. Die Gemeinde hat folglidr das Redrt, eine Um-
legung audr dann anzuordnen, wenn sie in der Begründung nidrt vorgesehen war.
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Der Umlegungsaussdruß hat kein Redrt, von sid, aus den Bebauungsplan zu ändern
oder zu ergänzen. Entspredrende Einwendungen oder Änderungswünsdre kann er
allenfalls an die Gemeinde weiterleiten. Andererseits darf der Bebauungsplan audr
nidrt in die Zuständigkeit des Umlegungsaussdrusses eingreifen; er darf z. B. nidrt
die Form und Größe der neuen Grundstüd<e im einzelnen festlegen, da insoweit der
Umlegungsaussd-ruß in seinen Entsdreidungen frei bleiben muß.

Eine Umlegung darf nadr dem Gesetz nur im Geltungsbereidr eines Bebauungsplanes
durdrgeführt werden. Der Bebauungsplan muß in Kraft getreten sein, wenn der Um-
Iegungsplan aufgestellt wird - genauer gesagt: vor Auslegung der Umlegungs-
karte -, denn nur ein verbindlid'r festgesetzter Bebauungsplan kann die Grundlage
sein für die entsd,eidenden Festlegungen des Umlegungsplanes.

Jedodr kann die Umlegung bereits eingeleitet werden, wenn ein Bebauungsplan nodr
nidrt aufgestellt ist. In der Praxis hat sidr gezeigt, daß es aus vielen Gründen zwed(-
mäßig ist, wenn die Gemeinden redrtzeitig die Umlegung anordnen, d. h. vor end-
gültiger Bearbeitung des Bebauungsplanes, damit Planungsausschuß und Umlegungs-
aussdruß Hand in Hand arbeiten und ihre §7ünsdre und Anregungen miteinander
abstimmen können und so Bebauungsplan und Umlegungsplan miteinander reifen.
Damit ergibt sidr der Vorteil, daß die gegenüber dem Planentwurf sidr ergebenden
Änderungen, die von den Fadrmitgliedern des Umlegungsaussdrusses bei der inten-
siven Bearbeitung des Gebietes als zwed<mäßig erkannt werden, ohne daß sdrwer-
fällige Planänderungsverfahren in den Bebauungsplan übernommen werden können.
Es ist aus meinem Bezirk eine praktisdre Erfahrung, daß die Gemeinden sidr gern
des Umlegungsaussdrusses als Mitarbeiter an der Planung bedienen aus der Erkennt-
nis heraus, daß die Fadrmitglieder des Umlegungsaussdrusses in sadrverständiger
Teamarbeit besser in der Lage sind (auf Grund ihrer eingehenden Besdtäftigung mit
diesen Fragen), die städtebaulidr notwendigen und örtlidr möglidlen Planvorstetlun-
gen niederzulegen, als der einzelne Planer im Alleingang, oder der (häuffg aus fadr-
unkundigen Mitgliedern bestehende) Planungsaussdruß in eirrer kurzen BeÄtung. Die
redrtzeitige Einleitung des Umlegungsverfahrens bietet darüber hinaus den Vorteil,
daß die mit dem Umlegungsbeschluß verbundene Verfügungs- und Veränderungs-
sperre möglidrerweise Maßnahmen verhindert, die das Umlegungsverfahren belasten
könnten.

Zur Einleitung der Umlegung - Unterridrtung der Beteiligten

§i/enn wir von der Einleitung des Umlegungsverfahrens spredren, ist es nidrt allein
mit der Anordnung durdr den Gemeinderat und dem Umlegungsbesdrluß durdr den
Umlegungsaussdruß als die redrtswirksame Ingangsetzung des Verfahrens getan. Mir
ersdreint für den zügigen Ablauf des Verfahrens eine vorherige und begleitende
Unterrid'rtung der Beteiligten unerläßlidr.

Bei den Verfahrensbeteiligten sind naturgemäß häuftg Abneigungen oder §7ider-
stände gegen ein Urnlegungsverfahren anzutreffen, da die Neuordnung eine Ände-
rung dqs Bestehenden und Altgewohnten mit sidr bringt. Gelegentlidr sind audr
sdrledrte Erfahrungen und Vorurteile aus mitgemadrten Flurbereinigungsverfahren
anzutreffen, die sidr über 10 Jahre und länger hingezogen haben. Die allgemeinen
§üriderstände hängen teilweise audr mit den Besdrränkungen und ihrer zeitlidren
Dauer zusammen, denn von der Einleitung des Verfahren an unterliegen die Eigen-
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tümer einer Reihe von beadrtlidren Einschränkungen wie dem Vorkaufsredrt und der
Verfügungs- und Veränderungssperre. Daß Umlegungen daher gelegentlidt nidrt
beliebt sind, hängt sidrer audr damit zusammen, daß das Umlegungsverfahren eines

der sdrwierigsten redrtlidren Verfahren ist, das viele gedanklidre Modelle und sehr

vigl guten §Tillen und Sadrkenntnis erfordedidr madrt.

Sdron vor der Anordnung der Umlegung sollte der Cemeinderat in ein oder mehreren
Vorträgen über den Verfahrensgang und die Finanzierung eingehend unterridrtet
werden. Dabei kann audr die Frage der zwed<mäßigen Besetzung des Aussdlrsses
angesprodren werden.

§Teiter ist dann vor der Einleitung des Verfahrens eine gründlidre Aufklärung der
Beteiligten erforderlidr. Das kann durdr eine Versammlung aller Umlegungsbeteilig-
ten gesdrehen, auf der der Verfahreflsgang in einfacher Form erläutert wird. Das
sollte aber audr durdr laufende Beridrterstattung in der Presse erfolgen. Eine Unter-
ridrtung des Gemeinderates von Fall zu Fall ist ebenso notwendig, um z. B. die Rats-

mitglieder von dem Ankauf dieser oder jener Flädre zu überzeugen (zur leidrteren
Durdrführung des Verfahrens). Dese Aufgabe übernimmt einer der Mitglieder des

Umlegungsaussdrusses als ,,Pressereferent", Durdl eine gute Information werden
Mißverständnisse beseitigt, und die Beteiligten werden in die, Lage versetzt, den Ver-
fahrensablauf und die versdriedenen Redrtsmittel kennen zu lernen. Durdr diese
Offenlegung gewinnen die Eigentümer die Gewißheit, daß sie geredrt und nadrbar-
gleiö behandelt werden und die Umlegung insgesamt zu ihrem Vorteil gereidrt.
Darnit wird eine gewisse Partnersdraft mit den Eigenttimern im Umlegungsverfahren
angestrebt und ein Vertrauensverhältnis aufgebaut. Insgesamt dient diese Trans-
parenz dem zügigen Ablauf des Verfahrens; unnötige und zeitraubende Erläuterun-
gen im notwendigen Erörterungstermin werden vermieden.

Gesöäftsordnung für den Umlegungsaussdruß

In den 6 Gemeinden (Großgemeinden) des Landkreises Cloppenburg, in denen Um-
legungsverfahren laufen, arbeiten alle Umlegungsaussd'rüsse ohne eine sdrriftlidr
festgelegte Gesdräftsordnung. Sdrwierigkeiten haben sidr aus dem Fehlen der Ge-
sdräftsordnung bisher nidrt ergeben. Jedodr sind durdr Besdrluß des Umlegungs-
aussdrusses einige Dinge generell geregelt,

die Stellungnahme zu den Bebauungsplan-Entwürfen ;

die Beridrterstattung an die Presse;

die Verretung des Umlegungsaussdrusses vor der Baulandkammer bzw.
Auskunftserteilung an den vertretenden Redrtsanwalt ;

die untersdrriftlidre Vollziehung des Umlegungsplanes.

Jeweils in der Sitzung des umlegungsaussdrusses werden u. a. besdrlossen und in der
Niedersdrift festgehalten'

die Genehmigungen nadr s 5l BBauG;

di e Erstellun g ein es §üri dersprudrb es ch ei d es ;

der Termin und die Tagesordnung der nächsten Sitzung.

7l



Gesdräftsstelle des Umlegungsaussüusses

Zur Eiledigung der anfallenden Arbeiten bedient sidr der Umlegungsaussdruß einer
Gesdräftsstelle, die aus sadrlidren Erwägungen heraus am besten beim Katasteramt
untergebradrt ist, da eine enge Verbindung zwisdren Umlegungsaussdtrß und Ka'
tasteramt besteht. Ohne die Mitwirkung des Katasteramtes ist ein Umlegungsver-
fahren nidrt durdrzuführen. §flährend des Verfahrens müssen immer wieder kataster-
tedrnisdre Arbeiten ededigt werden wie z. B. Besdraffung von Katasterunterlagen,
zeidrnerisdre Arbeiten und Flädrenberedrnungen.

De Gesdräftsstelle wird auf Anweisung des Umlegungsaussdrusses tätig. In der je-
weiligen Sitzungsniedersdrrift werden die erforderlidren Arbeiten festgehalten.

Zur Erledigung der Arbeiten in der Gesdräftsstelle (wie SdTrifwerkehr und Akten-
führung) hat der Umlegungsaussdruß der Stadt Cloppenburg sdron vor mehreren

Jahren eine Sdreiblraft (BAT VII) eingestellt, die aus Mitteln des Umlegungsaus-
sdrusses bezahlt wird. (ln Cloppenburg ist jeden Montag Sitzungstag; der Aussdruß
arbeitet an mehreren Verfahren gleidrzeitig - z.Zt.laufen in der Stadt 4 Verfahren,
davon 2 Neuordnungsumlegungen im Stadtkerngebiet.)

Auf die einzelnen Aufgaben der Gesdräftsstelle werde idr bei den versdriedenen
Verf ahrensabsdrnitten ein gehen.

Umrlngsgrenzen - Bestandskarte und Bestandsverzeidrnis

Die erste llberlegung in dem neukonstituierten und verpflidrteten Umlegungsaus-
sdruß einer Gemeinde an Hand der vorhandenen Katasterkarten geht dfiin, die von
der Gemeinde angeordnete Umlegung in ihren Umringsgrenzen zwed<mäßg fest-
zulegen. Dabei ist es nid'rt erfordedidr, daß sidr die Grenze des Umlegungsgebietes
rnit der Grenze des Bebauungsplanes ded<t. Das Umlegungsgebiet kann sowohl Teile
eines Bebauungsplangebietes enthalten als audr über Teilgebiete von mehreren Be-
bauungsplänen hinweggehen. Änderungen einer Gebietsgrenze sind jederzeit durdr
Besdrluß moglidr.

Bevor die Umlegung durdr den Umlegungsaussdruß eingeleitet wird, muß nod, eine
Prüfung der Erforderlidrkeit und redrtlidren Zulässigkeit der Umlegung erfolgen.
über die formelle und materielle Zulässigkeit einer Umlegung entsdreidet allein der
Umlegungsaussdruß.

Für den Einleitungsbesdrluß fertigt die Gesdräftsstelle eine Lidrtpause der Flurkarte
mit rot eingezeidrneter Begrenzung des Umlegungsgebietes. Diese Ubersidrtskarte
steht sofort zur Verfügung, während die Herstellung der Bestandskarte durdr even-
tuell erforderlidr werdende Vermessungen, Neukartierungen oder Reproduktionen
häuffg längere Zeit in Ansprudr nehmen kann. De Bekanntmadrung des Umlegungs-
besdrlusses braudrt nidrt mit der öffentlidren Auslegung der Bestandskarte und des
Bestandsverzeidrnisses zeitlidrverbunden zu werden. Die Erstellung eines Hgentümer-
verzeidrnisses für die im Umlegungsgebiet enthaltenen Beteiligten läßt sid'r sparen,
wenn sofort das Bestandsverzeidrnis erstellt wird. (ln der Praxis wird so verfahren.)

Bestandsverzeidrnis - siehe Muster 1 (Ersdrließungsumlegung kiningen) Seite 73
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Idr halte es nidrt für erfordedidr, für jeden Eigentümer ein besonderes Blatt zu führen,
eine Zusammenfassung für mehrere Eigentümer in einem Vordruck ist durd'raus
möglidr. Das Bestandsverzeidrnis dient ja nur als Arbeitsunterlage für die Durdr-
führung des Verfahrens.

Das Bestandsverzeidrnis wird im Original als Transparent hergestellt, damit im
Lid-rtpauswege eine ausreidrende Zahl Vervielfältigungen gefertigt werden kann.
Jedes Mitglied des Umlegungsaussdrusses erhält I Exemplar (in einer Mappe mit den
übrigen Unterlagen) durdr die Gesdräftsstelle.

Für die Bestandskarte ffndet die Flurkarte - möglidrst im Maßstab 1 : 1000 - Ver-
wendung.

In die transparente Vervielfältigung der Flurkarte (oder der Teile von mehreren
Flurkarten zu einer transparenten Vervielfältigung zusammengefügt) werden die er-
forderlid-ren Angaben (nadr § 53 BBauG Größe, Nutzung, Eigentümer) eingetragen.
Hierfür f<ann audr das Zweitstüd< der für die Aufstellung des Bebauungsplanes vom
Katasteramt gefertigten Planunterlage genommen werden.

Bestandskarte - siehe Muster 2Seite74

Ein oder zwei Exemplare der Bestandskarte werden farbig angelegt. Dadurdr werden
die Eigentumsverhältnisse verdeutlidrt, ein Umstand, der bei der Erörterung mit den
Beteiligten sidr vorteilhaft auswirkt.

Zu erwähnen ist nodr, daß vor der Herstellung der Bestandskarte ein Feldvergleidr
notwendig ist, um sidrerzustellen, daß alle Gebäude und besonderen topographisdren
Gegenstände erfaßt sind.

Die Herstellung der umringsgrenzen des Umlegungsgebietes durdr das Katasteramt
erfolgt,- soweit diese nidrt sd,on bei der Anfertigung der Planungsunterlage für
den Bebauungsplan hergestellt und vermarkt worden iind - im Laufe deJ Um-
legungsverfahrens. sie muß späteatens zu dem Zeitpunkt erledigt sein, an dem mit
derrestlegung der Absted<ungsmaße für die neuen Grundstüd<igrenzen begonnen
wird.

Ded<t sidr die verfahrensgrenze nidrt mit den Flurstüd<sgrrinzen, so sind sonderun-
gen gemäß Fortführungserlaß II durdrzuftihren.

Flädrenberedrnung

Bei Neuordnungs- oder sanierungsumlegungen im stadtkerngebiet mit hohen Ver-
kehrswerten empffehlt es sidr - soweiikeine Flädrenberedr-nung nadr F oder FK
vorliegt - möglidrst vor Aufstellung des Bestandsverzeidrnisr., .i'r. Flädrenberedr-
nu-ng der alten Grundstüd<e durdrzuführen. Soweit die sidr elgebenden Flädren-
diffeienzen die zuläs-sigen- Abweidrungen nadr dem Fortführungsärhß II übersdrrei-
ten, ist eine Flädrenberid'rtigung über einen Fortführungsnadrlweis durdrzuführen.

*l F*tlifl"ngsumlegungen werden die alten Budrflädren ailemal angehalten. Eine
Flädrendifferenz zf,ir neuen Ges,amtflädre, die sidr erst bei der endgüitigen Beredr-
nung der nerren Zuteilungs-grundstüd<e ergibt, geht zu lasten des uäleg"ungsverfah-
rens und wird im Kataster durd'r die Zusammenitellung der zu- undAb;äde erfaßt.
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Umlegungsvermerk

Von der Einleitung der Umlegung werden Crundbudramt und Katasteramt durdr

Ubersendung einer Absdrrift des Umlegungsbesdrlusses benadridrtigt.

Daraufhin werden in der Flurkarte, im Flurbudr und im Liegensdraftsbud, die in das

Umlegungsverfahren einbezogenen Flursttid<e durdr einen Bleivermerk' Umlegung
(Abkürzung, Uml.) besonderegekennzeid,net. Bei Erteilung von Abzeidrnungen und
Auszügen wird für diese Flurstüd<e folgender Vermerk angebradrt'

,,Das Flurstiid< . . . unterliegt dem Umlegungsverfahren gem. §§ 45 ff BBauG;

es zeigt den Redrtszustand zu Beginn der Umlegung. Mit einer Veränderung
im Umlegungsplan ist zu redrnen."

Umlegungsmasse und Verteilungsmasse

Die gesamten im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstüd<e bilden die Umlegungs-

,n"rri (§ 55,1 BBauG). Diese Masse wird rein redrnerisdr gebildet, um eine an die

bisherigen Grenzen nidrt mehr gebundene Neuqinteilung an Hand des Bebauungs-

planes iu ermöglidren und zugleidr um bei Flädrenumlegungen eine Grundlage_ für
äie anteilmäßigi Heranziehung der Eigentümer zu der notwendigen Aussdreidung
der Flädren, die für öffentlidre Zwed<e benötigt werden, zu erhalten.

De nadr dem Bebauungsplan notwendigen örtlidlen Verkehrs- und Grünflädlen
(Grünflädren s. § 9 BBauG) können aus der umlegungsmasse vorweg ausgesdrieden

und der Gemeinde zugeteilt werden. Darnit erhält die Gemeinde die Möglidrkeit,
rnit den Kanalisations- und Straßenbauarbeiten zu beginnen, denn das \7ohl der
Allgemeinheit kann die Einweisung in den Besitz dieser Grundstüd<e, die im Bebau-

ungsplan als soldre Flädren festgesetzt sind, sdon vorzeitig, also vor Aufstellung des

Umlegun gsplanes, erforderlidr madren.

§flir madren selten von der vorzeitigen Besitzeinweisung (§ 77) Gebraud,, weil das

Gesetz vorsdrreibt, daß der Bebauungsplan red,tsverbindlidr sein muß.

Die nadr Abzug dieser Verkehrs- und Grünflädren verbleibende Masse ist die Ver-
teilungsmasse. Diese muß durdr den Umlegungsaussdruß in zweckmäßig gestältete

Grundstüd<e aufgeteilt und den beteiligten Eigentümern in möglidrst gleidrer oder
gleid'rwertiger Lage wieder zugeteilt werden. Das Umlegungsverfahren soll den Be-

bauungsplan verwirklidren. Es würde also nidrt den Zelen dieses Verfahrens ent-
spredren, wenn man den Eigentümern soldre-Flädren zuteilen würde, die sie nidrt
bebauen oder baulidr nutzen können.

Bei der Ermittlung der Verkehrsflädren sollte der Umlegungsaussdruß darauf adrten,
daß eine klare Trennung zwisdren örtlidler und überörtlid'rer Verkehrsflädre vor-
genommen wird. Für die Ausweisung von überörtlidren Flädren hat der Bedarfs-

und Ersdrließungsträger Ersatzland in die Umlegung einzubringen. Das Ersaaland
kann audr außerhalb des Umlegungsgebietes liegen.

Fllidrenumlegung oder Vertumlegun g

Die Frage, ob eine Flädrenumlegung oder eine \üflertumlegung durdrgeführt werden
soll, bedarf im Umlegungsaussdruß keiner langen Erörterung für die Umlegungs-
gebiete, die'untersdriedlidre §üertverhältnisse aufweisen. Eine §Tertumlegung und
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damit die Verteilung nadr §(erten bildet audl in ländlid,en Gebieten den Regelfall.

An der Verteilungsmasse haben alle beteiligten Grundeigentümer ihren Ansprudr.
Für die Erredrnung der den Eigentümern zustehenden Anteile ist von dem Verhältnis
der §[erte auszugehen, in dem die früheren Grundstüd<e vor der Umlegung zuein-
ander gestanden haben.

Bei der §Tertumlegung sind daher die Verkehrswerte sowohl für die eingeworfenen
Grundstäd<e als audr für die zuzuteilenden Grundstüd<e zum Zeitpunkt des Um-
legungsbesdrlusses zu ermitteln.

Bewertung der Grundstäd<e (Gutadrteraussüuß)

Gerade den Bewertungsfragen in der Baulandumlegung kommt eine besondere Be-
deutung zu, da die Praxis zeigt, daß etwa drei Viertel aller §üidersprüdre bewer-
tungstedrnisdrer Natur sind. Der Sadrverständige für Bewertungsfragen im Um-
legungsaussdruß ist sidredidr auf sidr allein gestellt bei diesen vielen Bewertungspro-
blemen überfordert. Idr halte es daher aus der praktisdren Erfahrung heraus für
zwed<mäßig und notwendig, für die Bewertung des Umlegungsgebietes den Gut-
adrteraussdruß einzusdralten, und zwar redrtzeitig, damit bei der starken Belastung
unserer Gutadrteraussdtüsse (und dem fehlenden Personal) keine längere Verzöge-
rung im Ablauf des Umlegungsverfahrens eintritt.

Den besonäeren Vorteil für die redrtzeitige Einsdraltung des Gutachteraussdrusses
sehe idr darin, daß über die §fertverhältnisse nidrt nur der Umlegungsaussdruß,
sondern durdr die nadr § 136,2 BBauC erforderlidre Abs6rift des Gutadriens gleidr-
zeitig audr der Eigentümer informiert wird, und zwar frühzeitig. Dadurdr wird er
in die Lage versetzt, seine mögliöerweise anderen vorstellungen von den \Tertver-
hältnissen dem Gutadrteraussdruß oder audr dem umlegungsäussdruß zur Kenntnis
zu bringen. Es.ist daher eine praktisdre Erfahrtrng, daß sdron wenige Tage nach
[Ibersendung der Guta{rten diejenigen Eigentümer bekanntwerden, d,ie *it d.t
Festlegung der Eingangsbewertung nidrt einvirstanden sind.

Ein weiterer Vorteil für die Einsd'raltung des Gutadrteraussdrusses ist darin zu sehen,

Fß $. Bewertung nidrt durdr den häuffg im cegensatz zu den vorstellungen des
beteiligter Eigentümers stehenden umlegungsausscJruß erfolgt, sondern duidr den
in der Offentlidrkeit als unabhängig und sadrvirständig geltenJen Gutad.rteraussdruß,
durdr ein nidrt weisungsgebundenes Gremium, das naü sad-rlidren und objektiven
Gesid'rtspunkten auf der Grundlage des Vergleidrswertverfahrens nadr der srert-
ermittlungsverordnung die verkehrswerte der Crundstüdce ermittelt.
Eine sdrwierige- Gebäudebewertung im stadtkerngebiet durdrzuführen, sollte audr
nidrt die Aufgabe einer Einzelperson im umlegungiaussdruß sein. In der Teamarbeit
des Gutadrteraussdrusses wird die Qualität däs Öutadrtens vermutlidr besser sein..
Gerade bei einem umlegungsverfahren im stadtkerngebiet kommt es dodr auf eine
exakte und überzeugungswirksame Grundstüd<sbewertung an.

Es ist sidrerlidr von Nutzen, wenn bei diesen Bewertungsaufgaben zwei unabhängige.
Gremien mitwirken. Der umlegungsaussdruß kann imLufä des Verfahrens immer
nodr im Einzelfall auf Grund näüei E kenntnisse den einen oder arrde.er, §rert ab-
ändern, um sadrgeredrt zu verfahren oder audr um zu einer Einigung mit den Betei-
ligten zu gelangen.
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Einwurfswertkarte

Das Ergebnis der Bewertung im Gutadrteraussdruß - die Einwurfswertkarte - sollte
im Umlegungsaussdruß kritisdr unter die Lupe genommen und zur Diskussion ge-
stellt werden. In der Regel wird der Umlegungsaussdruß diesen §Terten insgesamt
zustimmen können.

Einwurfswertkarte - siehe Muster 3 Seite 78

Zur besseren Ubersidrt empffehlt sidr, ein oder zwei Einwurfswertkarten farbig an-
zulegen'(wobei die \[ertzonen mit dem gleidren §7ert die gleidre Farbe erhalten).

Genaue Verkehrswertermittlung

Zur Bewertung ist nodr grundsätzlidr zu sagen, daß sowohl für die Eingangsbewer-
tung als audr für die Zuteilungsbewertung eine genaue Ermittlung erforderlidr ist,
die sidr auf die ta*ädrlidren Verkehrswerte bezieht. Immer wieder sind Crund-
stüd<seigentümer bereit, ihre Flädlen im Zuge des Umlegungsverfahrens der Ge-
meinde zur frfüllung ihrer Aufgabe als Bedarfsträger (2. B. Sdrulgelände) oder als
Ersdrließungsträger für überörtlidre Flädren zur Verfügung zu stellen. Bei soldren
vor dem Umlegungsaussdruß erklärten Grundstüd<sübertragungen muß der Eigen-
tümer geredrterweise mit dem Preis, der dem Verkehrswert des Grundstüd<s ent-
spridrt, entsdrädigt werden. I& darf hier ergänzend sagen, daß soldre Grundstüd<s-
übertragungen ohne Einsdraltung eines Notars erfolgen, es genügen die Erklärungen
beider Parteien vor dem Umlegungsaussdruß (der ja quasi ridrterlidre Vollmad.rt
besitzt). Die Erklärungen werden im Sitzungsprotokoll festgehalten.

Zusammenstellung der Einwurfswerte

Aus den vom Gutadrteraussdruß erstellten Gutadrten fertigt die Gesdräftsstelle des
Umlegungsaussdrusses eine Zusammenstellung der Einwurfswerte, die für die Er-
miulung des Umlegungsgewinns benötigt wird und im übrigen im Erörterungstermin
Verwendung ffndet.

Zusammenstellung der Einwurfswerte - siehe Muster 4 Seite 80

Zuteilungswertkarte

Audr die rrmittlung der Zuteilungswerte auf der Grundlage des vorliegenden Be-
bauungsplanentwurfs sollte durdr den Gutad'rteraussdruß ..folg*. Die Crundstrld<e
werden in der Zuteilung den neuen Eigentümern ersdrließungsbeitragspflidrtig zu-
gewiesen.

Zuteilungswertkarte 
- siehe Muster 5 Seite 8t

Für die Herstellung der Zuteilungswerrkarte muß der Bebauungsplan vorliegen und
eine_vorläuffge_absdrließende Beratung erfahren haben (Einsärältung der"Träger
öff. Belange nadr 5 2,5 BBauG).

Der. umlegungsaussdr,uß nimmt in einer eingehenden Beratung audr absdrließend
Stellung zu der Form der neuen Zuteilungsgrundstti&e.
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Muster 6

Umlegungsgebiet,Löningen -§Zestu

Ermittlung des Umlegungsgewinns

Umlegungsmasse
(Summe der Einwurfsflädre)

neue Verkehrs- und Grünfläihe

Verteilungsmasse

10.02.02 ha

1.88.00 ha

8.14.02 ha

Einwurfswert (ins gesamt)

Zuteilun gswert (in s ges amt)

V'ertzuwadrs

990.314/ 5 DM

1.142.145 §O DM

Abzusetzen sind:

1. Verwaltungskosten

2, Katastergebühren

3. Entschädigungen nadr § 60

: 16.000, -
: 14.000, -
: 10.500, -

161.930,75 DM

40.500, - DM

DM

DM

DM

bleibt Umlegungsgewinn

Am Gewinn beteili5er Bodenwert

unbeteiliger Bodenwert

Auf l, - DM Einwurfswert
entfallender Umle gungs gewinn

990.314,7 5 DM

0,1945 DM

121.330,7 5 DM

657 .51 3,50

322.901,25

DM

DM
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Die Gesdräftsstelle des Umlegungsaussdrusses übernimmt die Ergebnisse der Pla'
nung.aus dem Bebauungsplan h.insidrtlidr der neuen §fegeführungen und Grund'
stüd<sbegrenzungen in ein Transparent der Flurkarte (unbesd'rriftete Besandskarte).

Die Ergebnisse der Zuteilungsbewertung werden in eine Lidrtpause eingetragen (Zu-
teilungswertkarte).

Gesamtzuteilungswert

Fär die §Tertgegenüberstellung der Einwurfswerte und Zuteilungswerte wird der
Gesamtzuteilungswert benötigt. Hierzu erfolgt auf der Zuteilungswertkarte eine
graphisdre Ermittlung der'§ü'ertzonen, die multipliziert mit den festgesetztea \ü'erten
den Gesamtzuteilungswert ergibt. (Blod<beredrnung)

Beredrnung des Umlegungsgewinns

Die Summe der Einwurfswerte im Verfahrensgebiet wird der Summe der Zuteilungs-
werte gegenübergestellt. De sidr ergebende Dfferenz bildet den §Tertzuwadrs. Er
beträgt im vorliegenden Beispiel ca. l6alo (um diesen Prozentsatz wird eine §7ert-
steigerung bewirkt), ein guter Mittelwert im Vergleidr zu anderen Ersdrließungs-
umlegungen.

Von diesem §Tertzuwad'rs werden folgende Kosten abgesetzt:

Verwaltungskosten

Katastergebühren

Entsd'rädigungen nadr § 60

Kosten für Baureifmadrung

Errnittlung des Umlegungsgewinns - siehe Muster 6 Seite 82

Zu den Ve?waltungskosten zählen die Sitzungsgelder und Reisekosten sowie die
Auslagen der Gemeinde; zu den Katastergebühren die Kosten der Gesdräftsstelle
(im Beispiel ohne Personalkosten) sowie die Vermessungskosten. Bei den Aufwudrs-
entsdrädigungen werden die ermittelten Ensdrädigungen für Gebäude, Mauern,
Hed<en, Zäune etc. zum Ansatz kommen und bei den Kosten für die Baureifmadrung
des Geländes u. U. die Vedegung einer Hodrspannungsleitung, die Beseitigurrg uon
§fällen, die Zusdrüttung von Gräben u. ä.

Nadr Erfahrungssätzen betragen die abzusetzenden Kosten bei Ersdrließungsumle-
gungen zwisd,en 1oo/o und 40olo des \Wertzuwadrses, hier im Beispiel ca.25olo.

Bei dem Zuteilungswert ist die neue öffendidre FlädTe mit einem Zuteilungswert, der
in etwa dem der abzusetzenden Kosten entspridrt, enthalten.

Der dann verbleibende umlegungsgewinn wird proportional zu den einzelnen Ein-
wurfsgrundstüd<swerten verteilt. Bei dieser Gewinnvärteilung fallen die Grundstüd<e
aus, die unverändert oder mit kleinen Grenzberidrtigungen n,ieder zugeteilt werden.
De am Gewinn beteiligten Grundstüd<e oder Grundsiti&sfladren wärden in einer
besonderen Karte farbig dargestellt.
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Der Verteilungsfaktor für l,- DM Bodenwert erredrnet sid, aus dem Umlegungs'
gewinn dividiert durdr den am Gewinn beteiligten Bodenwert.

In einer besonderen Aufstellung werden mit dem Verteilungsfaktor die Sollansprüdre
für die jeweiligen am Gewinn beteiligten Eigentümer durdr die Gesdräftsstelle des

Umlegungsaussdrusses ermittelt.

Der Eigentümeranteil am \üflertzuwadrs wird im Umlegungsverzeichnis besonders

aufgeführt. Audr in der Erörterung mit den Beteiligten"wird diese Gewinnverteilung
und der redrnerische Anteil am rüTertzuwadrs besonders dargelegt, wai eine gute
psydrologisdre §(irkung auf die Beteiligten ausübt.

t Imlegungsverzeidrnis - Alter Bestand

t-}as Umlegungsverzeidrnis wird inzwisd'ren von der Gesdräftsstelle hinsidrtlid, de'
Angaben für den alten Bestand im Entwurf aufgestellt. Aus dem Bestandsverzeidrnis
werden die Katasterangaben entnommen, der Einwurfswert ergibt sidr aus der Zu-
sammenstellung der Einwurfswerte, der Eigentümeranteil am §Tertzuwadrs aus der
besonderen Aufstellung. Die Abffndungen für baulidre Anlagen und Aufwudrs wer-
den nadrgetragen, wenn die Bewertung durdr den Gutadrteraussd-ruß nadr Festlegung
der Zuteilungsgrundstüd<e abgesdilossen ist.

Beredrnung der Zuteilungsgrundstüdce

Die Zuteilungsgrundstüd<e werden in der Zuteilungswertkarte nadr Flädren und
rüTerten graphisdr beredrnet. De Beredrnungsergebnisse (Flädren und \7erte) wer-
den in einer besonderen Karte (Zuteilungskarte) eingetragen.

Aus der praktisdren Erfahrung heraus kann gesagt werden, daß eine genaue Flädren-
beredrnung vorerst nidrt erforderlich ist. Es genügt als Grundlage für die vorläuffge
Verteilung und die Erörterung mit den Beteiligten eine ungefähre Beredrnung. Eine
genaue Kartierung und Beredrnung ist zu diesem Zeitpunkt des Verfahrens nidrt an-
gebradrt, weil sidr im Laufe der Erörterungen nodr zu viele Anderungen ergeben.
Den Beteiligten wird im Erörterungstermin mitgeteilt, daß es sidr um ungefähre
Flä&en handelt. Eine nodrmalige Erörterung erscheint uns nur dann erforderlidt,
wenn Flädren und §7erte sidr um mehr als 5 0/o der vorläuffgen Angaben ändern. Audr
in dem Falle, wenn bei ffnanziell sdrwad,en Eigentümern statt der Auszahlung eines
Geldbetrages eine Zuzahlung erforderlidr wird, ersd'reint eine nodrmalige Erörterung
angebradrt.

Zuteilungsarbeiten - Fadraussdruß

Die tlberlegungen für die Zuteilung entspredrend dem Sollanspruch und unter Be-
rüd<sidrtigung der bereits bebauten Grundstiid<e, der bisherigen.Lage der Einbrin-
gungsflurstüd<e und weiterer vorgegebener Umstände werden zwed<mäßig nidrt im
gesamten Umlegungsaussdruß ifurdrgeführt. Es hat sidr in den Umlegungsaussdrüs-
sen in Oldenburg praktisdr bewährt, einen besonderen Unteraussdruß - einen
Fadraussdruß - zu bilden. In diesem Fadraussd'ruß kommen drei Fadrmitglieder zu-
sammen - der Baufadrmann, der Vermessungsfadrmann und der Bewertungsfadr-
."rrn - und erarbeiten die Vorsdrläge für den Umlegungsplan, und zwar in einem

84



Zuge insgesamt oder absdrnittsweise jeweils zu der nädrsten Sitzung je nadr Größe

dei Umlägungsgebietes. In diesem Fadraussdruß können zwe&mäßigerweise audr

Ubeilegungen zur Planänderung angestellt oder Stellungnahmen zum Bebauungs-

plan erarbeitet werden. Im engen Einvernehmen mit der Gesdräftsstelle des Um-
iegugsaussdrusses werden Neubered,nungen für Flädren und weitere zeid'rnerisdre

Arbeiten notwendig.

Auf der Zuteilungskarte werden die zugeteilten Grundstüd<e fortlaufend mit Ord-
nungsnummern versehen, die nadr der Erörterung mit den Beteiligten in das je-

weilige Umlegungsverzeidrnis übernommen werden. Es ergibt sidr somit eine klare
Ubersid'rt über die bereits zugeteilten und nodr zu vergebenden Grundstücke.

Erörterung mit den Beteili$en

Die Erörterung mit den BeteiliSen wird vom gesamten Umlegungsaussdruß wahr-
genommen. Die Eigenttimer und sonstigen Beteiligten werden von der Gesdräfts'
stelle geladen. Die Namen der zu ladenden Verfahrensbeteiligten und die Reihen-
folge werden vom Fadraussdruß festgelegt.

Vorbereitet für die Erörterung ist durdr die Gesdräftsstelle das Umlegungsverzeidrnis
hinsid-rtlich des alten Bestandes und der Einwurfsbewertung sowie eine durdr den
Fadraussd'ruß erarbeitete formlose Aufstellung der vorgesehenen Zuteilung (oder
audr mehrere Zuteilungsvorsdrläge).

Beridrterstatter im Erörterungstermin ist der Vermessungsfad'rmann, der an Hand
der von der Gesd-räftsstelle vorbereiteten Unterlagen unter Hinzuziehung der Be-

standskarte und des Bestandsverzeidrnisses sowie des Bebauungsplanes die bestehen-
den Redrtsverhältnisse und die vorgesehene Zuteilung offenlegt.

Diese Erörterung mit den Beteiligten, die das Gesetz ausdrüd<lidr vorsdrreibt, sollte
in einer guten Atmosphäre geführt werden. Dabei sollten die Beteiligten über die
Gründe, die zu der Entsdreidung des Umlegungsaussdrusses geführt haben, unter-
ridrtet werden. Eine redrtzeitige Aufklärung und Bekanntmadrung der ,,Spielregeln"
ist - id, darf das nodrmals wiederholen - notwendig, damit die Beteiligten zu
Interessenten und Partnern und nidrt zu \üidersadrern werden. Sie müssen das Ge-
fühl haben, daß sie geredlt und nadr dem Gesetz gleidr behandelt werden. §7ie Ihnen
bekannt, ist jedodt eine Zustimmung iler Beteiligten zu der vorgesehenen Regelung
im Umlegungsplan nadt dem Gesetz nidrt erforderlidr.

Das Ergebnis der Verhandlungen mit den Beteiligten sowie die Besdrlüsse des Um-
legungsaussdtusses werden in der Sitzungsniedersdrrift festgehalten. Die Gesdräfts-
stelle vervielfältigt die Niedersdrrift und sendet diese (innerhalb der nädrsten 2 oder
3 Tage) an die Mitglieder des Umlegungsaussdrusses und die Beteiligten, soweit
diese auszugsweise tlbersendung im Umlegungsaussd'ruß eigens besd-rlosien ist.

Eine Untersdrrift der Beteiligten unter das Sitzungsprotokoll sollte in der Verhand-
lung oder audr im Nadrgang keineswegs angestrebt werden; eine Notwendigkeit
oder Zwed<mäßigkeit dafür ist audr aus der praktisdren Erfahrung heraus nidri ge-
geben.

Für jeden Beredrtigten wird von der Gesdräftsstelle ein besonderes Aktenstüd< an-
gelegt, in dem alle entspredrenden unferlagen, Beredrnungen und audr Auszüge aus
der Niedersdrrift gesammelt.werden.
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Umlegungskarte

Sobald klar erkennbar ist, daß sidr keine Änderungen oder Versdriebungen der Gren'
zen ergeben, kann mit der Anfertigung der Umlegungskarte begonnen werden. Hier-
zu dient als Arbeitsblatt eine auf 210 gr. gefertigte Udrtpause der nodr unbesdrrifte-
ten Bestandskarte. In diese wird die neue Planung maßstäblidr aus der Zuteilungskarte
in rot übernommen. Hierbei werden die Absted<ungsmaße, bezogen auf alte oder
neue Unien oder Grenzen, für die neuen Crundstüd<e graphisdr ermittelt und in
Absted<ungsrisse (VR) übernommen. Besondere Beadrtung ftnden beizubehaltende
Zwangspunkte, vorgesdrriebene Radien für Kurvenabste&ungen, Parallelabstäinde
u. a.

Es hat sidr in der Praxis ergeben, daß durdr die Beibehaltung von alten Zwangs-
punkten und für die Ubertragung in die CIrtlidrkeit die Eintragung der Absted<ungs-
maße in Lidrtpausen alter VR erforderlidr wird. Für den Zahlennad,weis im Kataster
ist die zusätzlidre Anfertigung neuer VR - nur den Neuzustand enthaltene VR -notwendig.

Die Herstellung der Umlegungskarte und die Flädrenberedrnung erfolgt durdr die
EDV-Anlage. Die notwendigen Versdrlüsselungsarbeiten werden bei der Gesdrafts-
stelle durdrgeführt.

Aufwudrsbewertung

Sobald die neuen Grenzen der Zuteilungsgrundstüd<e feststehen, kann durd, den
Gutadrteraussdruß die Aufwudrsbewertung erfolgen. In den Erörterungen werden
die Beteiligten sdron auf diese Entsdrädigungen hingewiesen.

Die Ergebnisse dieser Bewertung gehen listenmäßig nadr Eigentüme.rn geordnet an
den Umlegungsaussd'ruß. Die Gesdräftsstelle übernimmt sie in das Umlegungsver-
zeidlnis.

Auf stellung des Umlegungsplanes

Nadr Vorliegen der endgültigen Flädren wird das Umlegungsverzeidrnis aufgestellt.
Für jedes grundbudramtlidre Eigentum wird ein eigenes Blatt geführt. Dem Ansprudr
des Eigentümers wird der Bodenwert des neuen Grundstüd<s, der Zuteilungswert,
gegenübergestellt. Ergeben sidr §Tertuntersdriede, so sind diese in Geld auszu-
gleidren. De Fälligkeit der Ausgleidrsleistungen ist im Umlegungsverzeidrnis mit dem
Eintritt der Unanfedrtbarkeit des Umlegungsplanes angegeben. AIs Zahlungsart gilt
Barzahlung - im Verzeidrnis vorgedrud<t.

Der Umlegungsplan besteht aus Umlegungskarte und Umlegungsverzeidrnis. Beide
Unterlagen werden in fünffadrer Ausfertigung erstellt. Je eine Ausfertigung erhalten'

Crundbudramt,

Katasteramt,

Finanzamt,

Umlegrm gsaussdruß - Gesdräftsstelle.

Einen Auszug erhält der Eigentümer.
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UmlegunEr - Y'erzeidrnir (§ 68 BBauG)

Lange §traBe

Gloppenburg

t1,28 u. 29 tlw.

Seite

Muster 7
Umlegungsgeb-iet:

Gemarkung:

Flur:

Grundbucfi: Band Blatt L. B. N-.

Eigentümer des alten Grundstücks:

Eigentümer des neuen Grundstücks

Altec Grundstäd«

Neues Grundstlld«

Eintragungen in Abteilung ll des Grundbucfis: wie bisher

Flurstücks-

nummer

Eintragungen ln Abteilung lll des Grundbucfrs: wie bisher
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!r!!gg[
Bodenwert des alten Grundgtilckg (Elnwurhwert) . . o . . . DM

Abflndungen fär baul. Anlagen, Anpflanzungen

undeonstigeEinrlcfitungen(§mBBauG) . . . . . .. . .DM....,....?...!.....

DM..........

BodenwertdesneuenGrundstiickg(Zutellungswert).....M
Eigentämer hat an die Stadt Cloppenburg zu zahlen . . . . . DM

Stadt Gloppenburg hat an den Elgenttimer zü zahlen . . . . . DM

Fältigkelt: mit dem Eintrltt der Unanlechtbarkclt deE Umlegoplanes

Zahlungcart: Barzahlung

Aufgeatellt: Gloppenburg, den 

-

I),sr UmlogunsssuaEcfiu8 der Stadt Gloppenburg

Vonttzcnder

lnkraftgetroten gemä8 § 7I BBauG am

Cloppenburg, den 

-

Der Umlegungseurcdru8 dcr Stadt Cloppenburg

Vorrltzcndcr

Ee wlrd bwd.relnigt, da8 dless Umlegungsverzeidrnie nadr Form und lnhalt zur Über-

nahme ln das Katsgter goelgnot lst, (§ 66 Abs. 2, § 74 AbB. 2 BBaUG)

Gloppenburg, den 

- 

-
Katasteramt

Vorstchonde Auefertlgung beglaublgt :

Cloppenburg, den 

-

Der Umlegungsaueedru8 der Stadt Cloppenburg

lm Auftragp:
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Umlegungsverzeidrnis - siehe Muster 7 Seite 87 und 88

Um.legungskarte - siehe Muster 8 Seite 89

Zustand von der Umlegung - siehe Muster 9 Seite 90

Sie sehen auf der Umlegungskarte die Zuweisung von größeren Blöcken ohne
Zwisdrengrenzen. Daza mödrte idr sagen, daß sidrerlidr so verfahren werden kann,
wenn der Umlegungsaussdruß entspred'rend besdrließt und von seiten des Eigen-
tümers z. B. eine vorübergehende landwirtsd'raftlidre Nutzung des Crundstüd<s ge-
wünsdrt wird. Man beeinflußt die baulidre Entwiddung besser, wenn man die
Zwisdrengrenzen mit ausweist und bei der Ubertragung audr vermarkt. Die Ent-
sdreidung darüber, ob Zwisdrengrenzen oder nidrt, trifft aussdrließlidr der Um-
legungsplan und damit der Umlegungsaussdruß.

Der Umlegungsplan stellt die endgültige Entsdreidung des Umlegungsaussdrusses
dar und wird durdr Besdrluß aufgestellt. Er muß nadr Form und Inhalt zur Uber-
nahme in das Liegensdlaftskataster geeignet sein. Daher ist eine enge Zusammen-
arbeit mit dem Katasteramt bei den Baulandumlegungsverfahren unerläßlidr. Der
Sadrbearbeiter der Gesdräftsstelle muß ein versierter Katastermann sein. Eine be-
sondere Unterridrtung und Fortbildung der Mitarbeiter der Gesdräftsstelle ersdreint
mir notwendig. Der Umlegungsplan bewirkt, daß der neue Redrtszustand an die
Stelle des bisherigen tritt. Vegen seiner großen Bedeutung sind daher an seine Auf-
stellung strenge Anforderungen zu stellen. Der llmlegungsplan kann in alle Redrte
eingreifen, sie aufheben, ändern oder neu begründen.

Die Umlegungskarte wird einen Monat öffentlidr ausgelegt und ist jedermann zu-
gänglidr. Das beredrtigte Interesse zur Einsidrt in das Umlegungsverzeidrnis muß
glaubhaft gemadlt werden. Gleidrzeitig mit der öffentlidren Auslegung erhalten die
Beteiligten durdr die Gesdräftsstelle einen beglaubigten Anszug aus dem Umlegungs-
plan zugestellt, dem aud, eine Redrtsmittelbelehrung beigefügt wird. Der Um-
legungsplan tritt in Kraft nadr Bekanntmadrung der Unanfedrtbarkeit. In der Be-
kanntmadrung ist darauf hinzuweisen, daß mit dem Zeitpunkt der Unanfed'rtbarkeit
der bisherige Redrtszustand durdr den neuen ersetzt wird und dabei die Eigentümer
in die neuen Zuteilungsgrundstüd<e eingewiesen werden. Nadr Inkrafttreten werden
die Offentlidren Büdrer - Grundbudr und Kataster - berid-rtigt und der Umlegungs-
plan durdr das Katasteramt in die ortlidlkeit übertragen (Veimessung und Värmär-
kung). Diese Arbeiten werden nadr Zeitsftrnden abgeredrnet (Nr. Jz und 34 der
GOVerm).

Vorwegnahme der Entsdreidung (§ 76)

Da das umlegungsverfahren sidr je nadr cröße des.Gebietes und der Anzahl der in
ihm 

_zu 
regelnden Redrtsverhältnisse über eine längere Zeit hinausziehen kann, hat

das Gesetz di-e M0glidl\eiten eingeräumt, nadr s 76 BBauG in einer ,,Vorwegnahme
der Entsdreidung" Teilgetiete vorweg neu zu regeln. Bei dieser vor*elnah*e
braudrt ein redrtsverbindlidrer Bebauungsplar, ,od nidrt vorzuliegen. Naär g ze
BBauG \!in1"n- alle Ei_gentums- und Besitzverhältnisse geregelt ierden, ebenso
können die Redre an Grundstüd<en, dinglidre wie sdruldiedrtiidre verpflichtungen
aufgehoben, verändert oder neu begründit werden. voraussetzung ist in alten Fal-
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len das Einverständnis der betroffenen Redrtsinhaber. In \(irklidrkeit handelt es sidr

um einen vorweggenomrnenen Teilumlegungsplan, jedenfalls dem Inhalt nadr.

Von dieser Möglidrkeit der Vorwegnahme wird in Oldenburg immer.wieder Ge-

braudl gemadrt. Damit kann eiligen Bauinteressenten - soweit die Ersdrließung ge-

sidrert ist - sd'rnell geholfen werden.

Die katastertedrnisdre Bearbeitung der vorweggenommenen Entsd'reidung nadr § 67

wirft besondere Probleme auf. Di das neu zugeteilte Grundstü& in der Regel nidrt
mit dem eingeworfenen identisdr ist, sondern nur einen Teil desselben und dazu

Teile von Einwurfsgrundstüd<en der Greaznadrbarn umfaßt und diese fremden

Grundstüd<e gleidrsim überlagert, ergibt sich eine Doppelbudrung, wefln ein und

dasselbe Flädrenstüd< unter versdriedenen Bezeidrnungen doppelt gebucht wird.
Dieser Zustand muß vorübergehend in Kauf genommen werderri im übrigen werden

die Eigentümer dieser Flädren in ihren Redrten nidrt beeinträd,tigt, da ihr Abffn'
dungsinsprudr voll bestehen bleibt bis eine endgüItige Regelung im Umlegungsplan
erfolgt. §ferden nadr § 76 die Eigeatums- und Besitzverhältnisse für einzelne Grund-
stücke neu geregelt, so ist die erforderlidre Besdreinigung des Katasteramts (Eignung

zur Ubernahme in das Liegensdlaftskataster) vor der Zustellung des Teilumlegungs-
planes an die betroffenen RedTtsinhaber einzuholen.

Die von einzelnen Umlegungsaussdtüssen geübte Praxis, das gesamte Umlegungs'
verfahren durdr eine Aneinanderreihung einzelner Vorwegzuteilungen nadr § 76 zu

bearbeiten, sdreint m. E. sehr bedenklidr, einmal im Hinblid< auf den nodr nidrt
redrtsverbindlidren Bebauungsplan, zum anderen durdr mOglidre Redrtsbeeinträdr-
tigungen der im Verfahren bleiberrden Beteiligten, die bei der Zustellung des Um-
legmgsplanes (§ 70) die vorweggenommenen Entsdreidungen nidrt mehr anfedrten
können.

Lassen Sie nridr - bevor idr mit dem Absdrnitt Redrtsmittel absdrließen - nodr ein-
mal aus dem Vorgetragenen

die Tätigkeiten der Gesdräftsstelle des Umlegungsaussdrusses beim Katasteramt

punktartig zusammenfassen.

Tätigkeiten der Gesüäftsstelle des Umlegungsaussdrusses beim Katasteramt

1. Begrenzung des Umlegungsgebietes in der Flurkarte

2. Anfertigung der Bestandskarte und des Bestandsverzeidrnisses

3. Anlegung einer Arbeitsakte für die Mitglieder des Umlegungsaussdrusses

4. Anbringung des Umlegungsvermerkes in den Katasterkarten und -büdrern

5. Ermittlung der Umlegungs- und Verteilungsmasse

5. Mitwirkung bei der Beredrnung der Einwurfswerte und Erstellung der Einwurfs-
wertkarte

7. Zasammenstellung der Einwurfswerte

8. Mitwirkung bei der Beredrnung der Zuteilungswerte und Erstellung der Zu'
teilungswertkarte
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9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

t6.

Ermittlung des Gesamtzuteilungswertes

Anlegung einer Karte der am Gewinn beteiligten Grundstücke

Beredrnung und Verteilung des Umlegungsgewinns

Aufstellung des Umlegungsverzeichnisses,,Alter Bestand"

Vo rlä uft g. B e re chn un g d er Zuteilan g s gru n d s tü ck e

Aufstellung der vorläuftgen Zuteilung

Ubernahme der Erörterungsergebnisse in den vorl. Umlegungsplan

Aufstellung des Umlegungsplanes mit den erforderlidren Arbeiten (Ermittlung
der Absteikungsmaße, Vermessungsrißanfertigung, Verschlüsselungsarbeiten,
Kartenherstellung)

Bearbeitung der Vorwegnahmeentscheidungen nach s 76 BBauG

Laufender Schrifwerkehr, Protokollftihrung und Auswertung

Redrtsmittel

Die Umlegung stellt einen so entsdreidenden Eingriff in die Redrtsverhähnisse der
Beteiligten dar, daß sie äußerst gewissenhaft ausgeführt und mit den nötigen Redrts-
garantien ausgestattet sein muß.

Da der Umlegungsbesdrluß das Umlegungsverfahren einleitet und damit den Ein-
griff in die Redrtsverhältnisse ermöglidrt, ist er seiner Redrtsnatur nadr ein redtts-
gestaltender Verwaltungsakt und von allen Beteiligten anfedrtbar. Er muß des-
halb mit einer Redrtsmittelbelehrung versehen sein. Jedodr haben die gegen den
umlegungsbesdrluß eingelegten Redrtsmittel keine aufsdriebende §flirkung; das
weitere verfahren kann unabhängig davon zunädrst fortgeführt werden, weil sonst
eine unverantwortbare verzögerung eintreten würde. Die Redrtskraft der gesamten

lmlegung kann allerdings erst nadr redrtskräftiger Eiledigung aller anhängigen
Redrtsmittelverfahren eintreten.

§7enn der Irlqlegungsaussdruß die formellen und materiellen voraussetzungen sorg-
fältiggeprüft hat, dürfte ein Redrtsmittel wenig erfolgverspred-rend sein. FoÄeü mu-'ß
die umlegungsanordnung durdr die verrretungskörpersdraft der Gemeinde als Er-
mädrtigung und Auftrag für den umlegungsaussdruß vorliegen. Materiell muß die
umlegung zur verwirklidrung des Bebauungsplanes erfordJrlidr, zwed<mäßig und
redrtlidr zulässig sein.

Eb"ry9 ist g-egen clen umlegungsplan das Redrtsmittel des §Tidersprudrs gegeben.
Das vorverfahren ffndet teim umlegtmgsaussöuß statt. Der ve.*"lturrgsäki kann
durdr Antrag auf gerid*tidre Entsdrudung erst angefodrten werden, naddem seine
Redrtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit in einem VJrverfahren uo, ä., stelle nadr-
geplift worden_ist, die ihn 

-erlassen 
hat (umlegungsaussdruß). Die Anfedrtungskiale

muß-beirn Landgeridrt - Kammer ftir Baulandsaihen 
- eingereicht werden. uber

die Berufung_entldreidet der senat für Baulandsadren beim oierlandesgeridrt, über
die Revision der Bundesgeridrtshof.

Die Erfahrung zeigt, daß etwa-7 olo d-er Beteiligten einen \Tidersprud.r einlegen. Mit
dem §Tidersprudrsbesdreid oder audr einer nädrmaligen verhandlung mit den Be-

17.

18.
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teiligten und einer entspredrenden Klarstellung werden die meisten Bedenken aus-

gerä-umt. Etwa 20 o/o dei§flidersprudrsführer (bei l00Beteiligte folglidr nur 1 oder 2)

ärheben bei der Baulandk.-t teiKlag. gegen den Umlegungsausschuß, der sidr durdr

einen Redrtsanwalt dort vertreten lassen muß.

Soweit Redrtsbehelfe nur einzelne Crundstüd<e betreffen, kann der Umlegungs-

aussdruß den Umlegungsplan für die übrigen Grundstüd<e bereits vor der Entsdrei-

dung über die Redrtsbilielfe insoweit durdr Bekanntmadrung_in_Kraft setzen, als

diesä Grundsttid<e von ihnen nidrt berührt werden. Soweit ein Redrtsbehelf sidr nur
gegen die Höhe von Ausgleidrsleistungen in Geld ridrtet, !a1n der umlegungsplan

[eieits vor der Entsdreidung über den Redrtsbehelf durdr Bekanntmad'rung in Kraft
gesetzt werden.

Der rechtlidre Sdrutz des Grundstüd<seigentümers ist weit gested<t und sdrließlidr
der Grund, daß Baulandumlegungsverfahren gelegentlidr längere Zeit in Ansprudr
nehmen können. Ein geordnetes Verwaltungsverfahren mit redrtlidrem Gehör und
ein darauf aufgebautes Geridrtsverfahren setzen allen Verkürzungsbestrebungen
enge Grenzen. Solange der Umlegungsaussd'ruß ,,sadrgemäß, voraussdrauend, plan'
voil und ohne Verzögerung" das Verfahren bearbeitet, hält er sidr im Rahmen der

dem Eigentümer aufgelegten Sozialpflidrtigkeit.

Lassen Sie rnidr meine Ausführungen beenden mit folgenden

Sdrlußgedanken'

1. Baulandumlegungsverfahren werden in der Folgezeit mehr und mehr die Ka-
tasterämter besdräf ti gen.

2. Für den reibungslosen Verfahrensablauf der Umlegungen ist eine Gesdräftsstelle
erforderlidr. Sie sollte zwed<mäßig beim Katasteramt eingeridrtet werden.

3. Die Geschäftsstellen bei den Katasterämtern werden personell mit weiteren qua-
liftzierten Mitarbeitern auszustatten sein.

4. Eine faülidre Ausbildung und laufende Fortbildung der im Umlegungsverfahren
tätigen Mitarbeiter ersdreint unerläßlidr.
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Die Umlegung nad-r §§ 45 ff. BBauG

- Verfahrensfragen und katastertedrnisdre Bearbeitung -
Von Vermessungsoberrat S c h l ti t e r, Katasteramt Osterode am Harz

1. Es sollen in diesem Aufsatz die Erfahrungen mitgeteilt werden, die in langjähriger
Mitwirkung des Katasteramtes bei der Durdrführung von Umlegungsverfahren ge-
sammelt sind, und zwar einmal in der Tätigkeit des Amtsleiters als Mitglied des
Umlegungsausschusses und zum anderen in der Mitarbeit des Katasteramtes. Beide
Aufgabenbereidre laufen parallel und sind, zumal wenn sie in Personalunion wahr-
genommen werden, nid'rt streng zu trennen.

Idr mödrte hierbei den allgemeinen Verfahrensablauf eines Umlegungsverfahrens
als bekannt voraussetzen und nur besondere Probleme herausgreifen.

2.1. Bebauungsplan

Voraussetzung für eine Umlegung ist ein gültiger Bebauungsplan. In der Regel laufen
jedodr beide Verfahren parallel, um damit die Umlegung einigermaßen zeitgered'rt
absdrließen zu können. §üenn allerdings das Umlegungsverfahren so forciert wird,
daß die Erörterung mit den Eigentümern nactr § 66 BBauG sdron erfolgt, bevor der
Entwurf des Bebauungsplanes auslieg und die Eigentümer Bedenken und Anregun-
gen geltend madren können, entstehen bei vielen Beteiligten begriffliche Sdrwierig-
keiten. Der Umlegungsaussdtuß wird mit Dingen konfrontiert, denen er nidrt ab-
helfen kann und für die er gar nidrt zuständig ist, weil sie zum Bebauungsplan ge-
hören.

Damit will idr die Möglidrkeit gar nid'rt ausschließen, daß der Umlegungsaussdruß
im weiteren Verlauf des Verfahrens in Form einer Empfehlung an den Rat eine
Anderung des Bebauungsplan-Entwurfs beantragen kann, sei es, daß Straßen etwas
verlegt werden müssen oder die baulidre Nutzung zu ändern ist.

In diesem Zusammenhang muß bemängelt werden, daß die Recfitskraft der Bebau-
ungspläne oft sehr lange auf sidr warten läßt. Es ist psyd,ologisdr nicht zum Vorteil,
wenn der Umlegungsplan fertig vorliegt, aber nicht ausgelegt und ztrgestellt werden
kann wegen Fehlens des Bebauungsplanes. Diese §/artezeiten haben schon bis zu
1 Jahr gedauert.

2.2. Umlegungsaussdruß

Es hat sidr als zwed<mäßig erwiesen, relativ große Umlegungsgebiete verfahrens-
mäßig in Teilgebiete (I, II ...) zu untergliedein, wenn ei"ma--l äine zeitlidr unter-
sdriedlicle Redrtskraft zu erwarten ist odei der Flädrenabzug untersd-riedlich ist.
Zu adrten ist darauf, daß der umlegungsbesdrluß nidrt nur dem Grundbuch- und
Katasterarnt,,sondern audr der Baugenehmigungsbehörde zur Kenntnis gebracht wird,
damit diese hei Baugesudren während deiveifahrens die Genehmigung ,a.I-, s si
herbeiführen kann.

Eine_spätere_Anderung des verfahrensgebietes bringt keine besonderen probleme.
Durdr Besdrluß des Aussdrusses könnin Grundstü-cke hinzugezogen oder ausge-
sdrlossen werden.

95



Das Katasteramt kennzeidrnet das Verfahrensgebiet in den C,ebraudrskarten (ähn-

lidr wie bei Flurbereinigungsverfahren) und stempelt in die Büdrer den Vermerk

,,Umlegrmg".

2.3. Planungsunterlage

Sdron zu einem frtiheren Zeitpunkt, wenn der Bebauungsplan und die Umlegung

sidr nodr in planerisdrer Vorarbeit beffnden, ergeht der Auftrag der _Gemeindd an

das Katasterämt, eine einwandfreie Planungsunterlage zu erstellen. Dazu mtrß in

fast allen Fällen die Verfahrensgrenze festgestellt und vennessen werden. Uber die

EDV werden neue Rahmenflurkarten hergestellt, und die Neumessungsfladre des

ganzen Verfahrensgebietes wird ermittelt. Die Dfferenz zu den Budrflädren wird
proportional verteilt.

Da sidr ein Umlegungsverfahren oft über mehrere Jahre erstred<t, empffehlt es sidr,

im Antragsbudr V für jede Umlegung 2 Nummern zu vergebel. Der erste Antrag
beinhaltei die Feststellung der Verfahrensgrenze und Herstellung d'el Planungs-

unterlage, der zweite AntÄg (u. U. zwei Jahre später) die Beredrnung der Zuteilun-
ger, ,nä Absteckungsmaße, die Ubertragung ins Feld und Ubernahme ins Kataster.

2.4. Bestandskarte

Mit Hilfe der vorhandenen Planungsunterlage und eines vom Katasteramt gefertig'
terr Eigenttimernadrweises und der Grundbudrauszüge werden die Bestandskarte

und.das Bestandsverzeidrnis aufgestellt.

Alle Veränderungen sind der Gemeinde als Umlegungsstelle sofort mitzuteilen.

2.5. §7'erte

Die Beratung über die Bewertung der Einwurfs- und Zuteilungsgrundstüd<e nimmt
im Umlegungsaussdluß einen breiten Raum ein. Da im Idealfall die 3 sogenannten

Faümitgfiedir sämtlidl Bewertungsfadrleute sind, ist der Aussdruß in der Lage, die
Bewertung selbst vorzunehmen. In sdrwierigen Fällen steht der Gutadrteraussdtuß
nodt in der Hinterhand. Der Bewertungsstidrtag für beide §flerte ist der Tag des

Umlegungsbesdrlusses. Bei sehr langer Dauer des Verfahrens kann allerdings eine
Angleidrung an das neue Preisniveau in Frage kommen.

Es wird oft behauptet, daß es bei der Umlegung nur auf die ridrtige §fertdifferenz
ankommt. Da es aber kaum m«iglidr ist, jedem Eigentümer seinen Sollansprudr
exakt zurüd<zugeben und Minder- und Mehrzuteilungen audr auf §runsd'r der Be-

teiligten in jedäm Verfahren vorkommen, muß zumindest der Zuteilungswert als

edrtär Verkehfswert festgesetzt werden. Dann bleibt nodr genügend Ermessensspiel-

raum für die Einwurfsbewertung.

Die These, daß die Umlegung das Prinzip der Kostended<ung nidrt kennt, ist sidrer
ridrtig. Bei kleineren Gemeinden ist es jedodr sehr sdrwer, wenn nidrt gar unmöglidr,
eine ümlegung unter großen ffnanziellen Belastungen des Gemeindehaushalts durdr-
zuftihren. Die Gemeinden sind eher dazu bereit, wenn die Beiträge in etwa die Ver'
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fahrenskosten ded<en. Andererseits wollen die Gemeinden audr keine großen über-
schüsse vereinnahmen. Hauptziel ist immer, die Umlegung möglidrst geredrt und
zügig durdrzuführen und damit bebauungsfähige Grundstüd<e zu sdraffen.

Man kann die Zuteilungsberedrnung nadr versdriedenen Formeln durdrführen.
Immer muß sie so transparent sein, daß sie den Umlegungsbeteiligten verständlidr
gemadrt werden kann.

2.6. Baulidre Anlagen, Aufwudrs

Audr bei der Sdrätzung von baulidren Anlagen (Gebäude, Zäune, Mauern) und An-
pflanzungen (ohne kurzlebige Pflanzen wie Himbeeren etc.) durdr entspredrende
Sadrverständige wirkt das Katasteramt durdr Einweisung der Sdrätzer mit. In einigen
Fällen hat es sidr sdron bewährt, die zu sdr'ätzenden Obstbäume in der CIrtlichkeit
und auf der Sdrätzungskarte einfadr zu numerieren.

In der Regel wird dem (Ibernehmer von Bäumen nur der halbe §7ert angeredrnet.
In SonderfäIen, falls der neue Eigentümer sidr begründet weigert, den Aufwudrs
des Nadrbarn zu übernehmen, beseitigt ihn die Gemeinde auf ihre Kosten.

2.7. Anhörung der Beteiligten

In den Erörterungsterminen erleben die Beteiligten die Materie ,,Umlegung", die
ihnen im allgemeinen nodr sehr fremd ist, unmittelbar. Idr halte daher diese An-
hörung, die stets vor dem ganzen Aussdruß erfolgt, für sehr widrtig. Man wird immer
wieder gezwungen, sidr in die Beteiligten und ihre Probleme hineinzudenken.

Aus meinen Erfahrungen empfehle idr, vor allem bei einer größerenZahl von Eigen-
tümern, zuerst einen allgemeinen Informationstermin für alle zu halten. Dabei kann
der Gang eines Umlegungsverfahrens erläutert werden, und der Aussdruß testet die
allgemeine Stimmung. In Einzelterminen wird dann jeder Eigentümer extra gehört.
Falls aufgrund der ersten Anhörung der Zuteilungsentwurf geändert wird, sollen die
unmittelbar Beteiligten mehrmals geladen werden, um ihnen die Sidrerheit zu
geben, daß nidrts über ihren Kopf geschieht.

2.8. Umlegungsplan

Der Entwurf der umlegungskarte geht zum Katasteramt zur endgültigen Flädren-
beredrnung mit Hilfe der EDV. Dabei werden gleidrzeitig die neuen Rahmenflur-
karten über den neuen Zustand aufgestellt. Bei der graphisdren Auswertung des Ent-
wurfs wird hauptsädrlid'r mit parallelen Breiten der straßen und der B1o&e ge-
arbeitet.

Differenzen gegenüber den Sollfladren werden eventuell durdr Parallelversdriebung
ausgeglidren, Spitzenbeträge durdr Geldleistungen. Aus den EDV-Ergebnissen wer-
den die Maße für den Absted<ungsriß direkt entnommen.

Die umlegungskarte enthält in unseren verfahren außer dem neuen Bestand audr
nodr die alten (_gekreuzten) Grenzen. §flir meinen, daß es den Beteiligten erleidrtert,
das neue Grundstüd<, weldres in den Auszügen farbig angelegt ist, zi identiffzieren.
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2.9. Urtlidre Ubertragung ins Feld

Anhand der Absted<ungsrisse werden die neuen Grenzen örtlidr übertragen und ab-
gemarkt. Nadr Beendigung werden alle Eigentümer zu einem Einweisungstermin ge-
laden, was sidr sehr bewährt hat. Jedem werden dabei seine neuen Grenzpunkte, die
audr zusätzlidr durdr Pfähle markiert sind, angezeigt. In diesem Zusammenhang
werden noch viele Fragen gestellt, bezüglidr des Beredrnungsverfahrens, über die
Bebauungsmöglichkeit. Gleidrzeitig werden Vermessungsanträge zur weiteren Auf-
teilung der Zuteilungsgrundstüdce und Lageplananträge angenommen. Die Teilungs-
vermessungen werden möglidrst gleich miterledigt, sind aber gebührenmäßig streng
zu trennen von den Umlegungskosten,

2.10. Vorwegnahme der Entsdreidung

In 2 Fällen ist bisher von der Möglichkeit des § 76 und audr des § 71 (2) BBauG
Gebraudr gemadrt worden. Die Umlegungsaussdrüsse konnten sidr lange nidrt dazu
durdrringen, da die Vorwegnahme der Rechtskraft für einzelne Grundstü&e zwangs-
Iäuftg eine Doppelbuchung mit sidr bringt. In erster Linie ist es jedodr ein Kataster-
problem.

§7ir sind von dem Prinzip ausgegangen; daß die neuen Grundstücfte, für die die Teil-
redrtskraft festgestellt wird, in der Flurkarte ganz dargestellt werden. Einige Ein-
wurfsstüd<e sind dann nur nodr als Torso, aber mit voller alter Flurstüd<snummer,
enthalten. Sie sind jedodr in der Zuteilungskarte, die alt und neu enthält, voll dar.
gestellt und der Sollansprudt jedes Eigentümers ist im Umlegungsverzeicihnis bzw.
-entwurf festgehalten. Insofern ist die Möglidrkeit, die in Einzelfällen wesentlidl zur
Besdrleunigung beiträgt, zu begrüßen und soll in Zukunft öfter angewandt werden.

De Möglidrkeit der vorzeitigen Besitzeinweisung nadl § 77 soll hier nur am Rande
erwähnt werden. Dabei tauchen Fragen der Nutzungsentsdrädigung für die Eigen-
tümer von Gärten etc. auf, die der Umlegungsaussdruß regeln muß.

2.11. Vidersprüdre

Ganz ohne §üidersprüdre der Beteiligten werden wohl nur wenige Verfahren laufen.
In der Regel ridrten sidr die §Tidersprüdre aber gegen Bewertungsfragen und halten
damit die Redrtskraft des Umlegungsplanes, audr im Hinblicl auf die anderen nidrt
widerspredrenden Eigentümer, nidrt auf.

Alle §/idersprudrerhebenden werden zur Erörterung ihres §Tidersprudrs vor den
Umlegungsaussdruß geladen. Ein großer Teil erledigt sich dort, da es mandrmal nur
Mißverständnisse sind, die in mündlidrer Verhandlung am besten ausgeräumt wer-
den können. Für die übrigen Fälle erarbeitet der Aussdruß die §Tidersprudrs-
besdreide. Im weiteren Redrtszug folgt dann die Klage vor der Baulandkammer. Es
empffehlt sidr sehr, audr als Vermessungs- bzw. Bewertungsfadrmann, an diesen
Sitzungen der Kammer teilzunehmen, um einmal die Position des Umlegungsaus-
sdrusses zu stärken und zum anderen aus der Argumentation des Geridrts neue Er-
fahrungen für die praktisdre Arbeit zu sammeln. lrider sind die Kammern (aus
meiner Erfahrung) nidrt sehr entsdreidungsfreudig und sudren eher einen Vergleidr
herbeizuführen.
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2.1 2. Katasterberidrtigung

Die sofortige Fortftthrung des Katasters nadr endgültiger Redrtskraft des Umlegungs-
planes madrt keine Sdrwierigkeiten. De neuen Rahmenflurkarten sind (2.8) be-
reits erstellt, ebenso die Vermessungsrisse. Es bleibt nur die Fortführung der Ka-
tasterbüdler nodr übri g.

3. Zusammenfassung

Das Katasteramt Osterode am Harz hat bisher an der Durdrführung von 14 Um-
legungsverfahren innerhalb von 5 Jahren in der oben besdrriebenen §7eise mitge-
wirkt.ZurZeitlaafen 9 Verfahren. Sie verteilen sidr auf Städte und auf größere und
kleinere landgemeinden.

Die Teamarbeit zwisdren der Gemeinde als Umlegungsstelle, dem Umlegungsaus-
schuß, dem Katasteramt und dem Planer (freisdraffender fudritekt) hat sidr im
großen und ganzen bewährt. Personalmäßig ist allerdings ein Katasteramt m,ittlerer
Größe darnit restlos ausgelastet. Der Idealfall, daß die C,esdräftsstelle des Um-
legungsaussclusses beim Katasteramt eingeridrtet ist, läßt sidr meines Eradrtens nur
bei gröfleren Amtern verwirklidren, die dann eine besondere Abteilung frir Boden-
ordnungbilden können.

99


